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Veränderung der Benutzbarkeit von 
öffentlichen Wegeteilflächen 

im Stadtteil Neustadt – Neuer Wall –
Gemäß § 7 Absatz 2 des Hamburgischen Wegegesetzes 

(HWG) in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. 
S. 41, 83) wird folgende Absicht zur Beschränkung der Wid-
mung eines öffentlichen Wegs bekannt gemacht:

Nach § 7 in Verbindung mit § 6 Absatz 2 HWG soll die 
Widmung der im Bezirk Hamburg-Mitte, Gemarkung Neu-
stadt Nord, belegenen Wegeteilfläche Neuer Wall (Flur-
stück 1157 [teilweise]) auf den Anliegerverkehr, den Fuß- 
und Radverkehr beschränkt werden.

Der Plan über den Verlauf der in ihrer Benutzbarkeit 
geänderten Wegeflächen liegt für die Dauer eines Monats 
während der Dienststunden im Fachamt Management des 
öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Hamburg-Mitte, 
Caffamacherreihe 1-3, Zimmer B6.139, 20355 Hamburg, zur 

Einsicht für jedermann öffentlich aus. Während dieser Zeit 
können alle, deren Interessen durch die Maßnahme berührt 
werden, Einwendungen im Fachamt vorbringen.

Hamburg, den 31. Juli 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1429

Veränderung der Benutzbarkeit von 
öffentlichen Wegeteilflächen 

im Stadtteil Altstadt – Rathausmarkt –
Gemäß § 7 Absatz 2 des Hamburgischen Wegegesetzes 

(HWG) in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. 
S. 41, 83) wird folgende Absicht zur Beschränkung der Wid-
mung eines öffentlichen Wegs bekannt gemacht:

Nach § 7 in Verbindung mit § 6 Absatz 2 HWG soll die 
Widmung der im Bezirk Hamburg-Mitte, Gemarkung Alt-
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stadt Nord, belegenen Wegeteilfläche Rathausmarkt (Flur-
stück 1396 [teilweise]) auf den öffentlichen Personennah-
verkehr, den Anliegerverkehr, den Taxiverkehr und den 
Fuß- und Radverkehr beschränkt werden.

Der Plan über den Verlauf der in ihrer Benutzbarkeit 
geänderten Wegeflächen liegt für die Dauer eines Monats 
während der Dienststunden im Fachamt Management des 
öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Hamburg-Mitte, 
Caffamacherreihe 1-3, Zimmer B6.139, 20355 Hamburg, zur 
Einsicht für jedermann öffentlich aus. Während dieser Zeit 
können alle, deren Interessen durch die Maßnahme berührt 
werden, Einwendungen im Fachamt vorbringen.

Hamburg, den 31. Juli 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1429

Veränderung der Benutzbarkeit von 
öffentlichen Wegeteilflächen 

im Stadtteil Altstadt – Reesendamm –
Gemäß § 7 Absatz 2 des Hamburgischen Wegegesetzes 

(HWG) in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. 
S. 41, 83) wird folgende Absicht zur Beschränkung der Wid-
mung eines öffentlichen Wegs bekannt gemacht:

Nach § 7 in Verbindung mit § 6 Absatz 2 HWG soll die 
Widmung der im Bezirk Hamburg-Mitte, Gemarkung Alt-
stadt Nord, belegenen Wegeteilfläche Reesendamm (Flur-
stück 1401) auf den öffentlichen Personennahverkehr, den 
Anliegerverkehr, den Taxiverkehr und den Fuß- und Rad-
verkehr beschränkt werden.

Der Plan über den Verlauf der in ihrer Benutzbarkeit 
geänderten Wegeflächen liegt für die Dauer eines Monats 
während der Dienststunden im Fachamt Management des 
öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Hamburg-Mitte, 
Caffamacherreihe 1-3, Zimmer B6.139, 20355 Hamburg, zur 
Einsicht für jedermann öffentlich aus. Während dieser Zeit 
können alle, deren Interessen durch die Maßnahme berührt 
werden, Einwendungen im Fachamt vorbringen.

Hamburg, den 31. Juli 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1430

Veränderung der Benutzbarkeit von 
öffentlichen Wegeteilflächen 

im Stadtteil Altstadt – Jungfernstieg –
Gemäß § 7 Absatz 2 des Hamburgischen Wegegesetzes 

(HWG) in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. 
S. 41, 83) wird folgende Absicht zur Beschränkung der Wid-
mung eines öffentlichen Wegs bekannt gemacht:

Nach § 7 in Verbindung mit § 6 Absatz 2 HWG soll die 
Widmung der im Bezirk Hamburg-Mitte, Gemarkung Alt-
stadt Nord, belegenen Wegeteilfläche Jungfernstieg (Flur-
stück 1403 [teilweise]) auf den öffentlichen Personennah-
verkehr, den Anliegerverkehr, den Taxiverkehr und den 
Fuß- und Radverkehr beschränkt werden.

Der Plan über den Verlauf der in ihrer Benutzbarkeit 
geänderten Wegeflächen liegt für die Dauer eines Monats 
während der Dienststunden im Fachamt Management des 
öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Hamburg-Mitte, 
Caffamacherreihe 1-3, Zimmer B6.139, 20355 Hamburg, zur 

Einsicht für jedermann öffentlich aus. Während dieser Zeit 
können alle, deren Interessen durch die Maßnahme berührt 
werden, Einwendungen im Fachamt vorbringen.

Hamburg, den 31. Juli 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1430

Veränderung der Benutzbarkeit von 
öffentlichen Wegeteilflächen im Stadtteil 

Neustadt – Große Bleichen –
Gemäß § 7 Absatz 2 des Hamburgischen Wegegesetzes 

(HWG) in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. 
S. 41, 83) wird folgende Absicht zur Beschränkung der Wid-
mung eines öffentlichen Wegs bekannt gemacht:

Nach § 7 in Verbindung mit § 6 Absatz 2 HWG soll die 
Widmung der im Bezirk Hamburg-Mitte, Gemarkung Neu-
stadt Nord, belegenen Wegeteilfläche Große Bleichen (Flur-
stück 1533 [teilweise]) auf den Anliegerverkehr, den Fuß- 
und Radverkehr beschränkt werden.

Der Plan über den Verlauf der in ihrer Benutzbarkeit 
geänderten Wegeflächen liegt für die Dauer eines Monats 
während der Dienststunden im Fachamt Management des 
öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Hamburg-Mitte, 
Caffamacherreihe 1-3, Zimmer B6.139, 20355 Hamburg, zur 
Einsicht für jedermann öffentlich aus. Während dieser Zeit 
können alle, deren Interessen durch die Maßnahme berührt 
werden, Einwendungen im Fachamt vorbringen.

Hamburg, den 31. Juli 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1430

Veränderung der Benutzbarkeit von 
öffentlichen Wegeteilflächen 

im Stadtteil Neustadt – Jungfernstieg –
Gemäß § 7 Absatz 2 des Hamburgischen Wegegesetzes 

(HWG) in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. 
S. 41, 83) wird folgende Absicht zur Beschränkung der Wid-
mung eines öffentlichen Wegs bekannt gemacht:

Nach § 7 in Verbindung mit § 6 Absatz 2 HWG soll die 
Widmung der im Bezirk Hamburg-Mitte, Gemarkung Neu-
stadt Nord, belegenen Wegeteilfläche Jungfernstieg (Flur-
stück 11915) auf den öffentlichen Personennahverkehr, den 
Anliegerverkehr, den Taxiverkehr und den Fuß- und Rad-
verkehr beschränkt werden.

Der Plan über den Verlauf der in ihrer Benutzbarkeit 
geänderten Wegeflächen liegt für die Dauer eines Monats 
während der Dienststunden im Fachamt Management des 
öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Hamburg-Mitte, 
Caffamacherreihe 1-3, Zimmer B6.139, 20355 Hamburg, zur 
Einsicht für jedermann öffentlich aus. Während dieser Zeit 
können alle, deren Interessen durch die Maßnahme berührt 
werden, Einwendungen im Fachamt vorbringen.

Hamburg, den 31. Juli 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1430
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Hamburg-Mitte 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am  
30. Juli 2020, 17.08 Uhr, im Internet zugänglich gemacht 
worden und unter https://www.hamburg.de/mitte abrufbar.

Hamburg, den 30. Juli 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1431

Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Hamburg-Mitte 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erlässt als zuständige 
Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzge-
setzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I.  
S. 1385) geändert worden ist, in Verbindung mit Ziffer I 
Absatz 1 der Anordnung über Zuständigkeiten im Infek
tionsschutzrecht vom 27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), 
zuletzt geändert durch Anordnung vom 23. Juni 2020 
(Amtl. Anz. S. 1201), die folgende Allgemeinverfügung:

1. 	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 
Getränken innerhalb der in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereiche ist am Freitag, den 
31. Juli 2020, Sonnabend, den 1. August 2020 und 
Sonntag, den 2. August 2020, jeweils von 20 Uhr bis 6 
Uhr des Folgetages untersagt. Ausgenommen hiervon 
ist der Ausschank von alkoholischen Getränken im 
konzessionierten Bereich, einschließlich der geneh-
migten Außengastronomie von Gaststätten, für den 
Verzehr an Ort und Stelle.

2. 	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung im Internet auf der Internetseite 
des Bezirksamts Hamburg-Mitte (https://www.ham-
burg.de/mitte) gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 des Ham-
burgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVw-
VfG) als öffentlich bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Unverändert handelt es sich in Deutschland und weltweit 
um eine sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, 
auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor.

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle 
Reisesaison, nach der Bewertung des Robert-Koch-Insti-
tuts, das für die Vorbeugung übertragbarer Krankheiten 
und die Verhinderung der Weiterverbreitung von Infektio-
nen eine besondere Expertise aufweist (§ 4 IfSG), unverän-
dert als hoch eingeschätzt. Nach den vorliegenden medizi-

nischen Erkenntnissen ist die Erkrankung sehr infektiös. 
Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine sehr 
dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die Anzahl 
der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit etwa 
Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem nimmt 
die Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln derzeit nur 
sehr wenige bzw. keine Fälle an das Robert-Koch-Institut. 
Es kommt aber zunehmend wieder zu einzelnen Ausbruchs-
geschehen. Das Robert Koch-Institut schätzt die Gefähr-
dung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland 
derzeit weiterhin insgesamt als hoch ein, für Risikogruppen 
als sehr hoch. Diese Einschätzung kann sich kurzfristig 
durch neue Erkenntnisse ändern. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen und Aerosolen, 
wobei der Übergang zwischen beiden Formen fließend ist. 
Während insbesondere größere respiratorische Tröpfchen 
schnell zu Boden sinken, können Aerosole auch über län-
gere Zeit in der Luft schweben und sich in geschlossenen 
Räumen verteilen. Ob und wie schnell die Tröpfchen und 
Aerosole absinken oder in der Luft schweben, ist neben der 
Größe der Partikel von einer Vielzahl weiterer Faktoren, u. 
a. der Temperatur und der Luftfeuchtigkeit, abhängig. Beim 
Atmen und Sprechen, aber noch stärker beim Schreien und 
Singen werden Aerosole ausgeschieden; beim Husten und 
Niesen entstehen zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. 
Neben der steigenden Lautstärke beim Sprechen können 
auch individuelle Unterschiede zur verstärkten Freisetzung 
beitragen. Grundsätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer 
Exposition gegenüber Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis 
von 1 bis 2 Metern um eine infizierte Person herum erhöht.

Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung 
zur Verfügung stehen, müssen alle Maßnahmen darauf 
gerichtet sein, die Verbreitung des Virus so gut wie möglich 
zu verhindern. Der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 
hängt nach den Einschätzungen des Robert-Koch-Instituts 
maßgeblich von der Einhaltung des Abstandsgebots, Kon-
taktbeschränkungen, Tragen von Mund-Nasen-Bedeckun-
gen sowie den eingeleiteten Gegenmaßnahmen (Kontakt-
nachverfolgung, Quarantäne und Testungen) ab. Hierfür 
hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der Verordnung 
zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg vom 30. Juni 
2020 (HmbGVBl., S. 365 – HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO) entsprechende Vorgaben erlassen. Nach § 3 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede Person aufge-
rufen, die körperlichen Kontakte zu anderen Personen als 
den Angehörigen des eigenen Haushalts auf ein absolut 
nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen Empfehlun-
gen der zuständigen öffentlichen Stellen zur Vermeidung 
der Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten 
und hierzu geeignete Hygienemaßnahmen einzuhalten. 
Nach Absatz 2 dieser Vorschrift müssen Personen an öffent-
lichen Orten grundsätzlich zueinander einen Mindestab-
stand von 1,5 m einhalten (Abstandsgebot). Ausnahmen 
gelten nur in einem eingeschränkten Maße – etwa für Ange-
hörige eines Haushaltes oder bei Zusammenkünften mit bis 
zu zehn Personen.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn die Mindestabstände nicht 
sicher eingehalten werden oder aufgrund der örtlichen 
Bedingungen nicht mehr eingehalten werden können, 
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begünstigt dies die Übertragung von SARS-CoV-2 von 
Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es, in der konkreten 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infek
tionsschutzes ausgerichtet sind, zu verhindern.

Sofern insbesondere im Zusammenhang mit dem Kon-
sum von alkoholischen Getränken, die vorgenannten Min-
deststandards, die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO festgeschrieben sind, von einer großen 
Anzahl von Personen nicht mehr eingehalten werden, 
bedarf es weitergehender Anordnungen auf lokaler Ebene, 
um den Gesundheitsschutz effektiv zu gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Hamburg-Mitte, als der 
für den Bezirk Hamburg-Mitte zuständige Infektions-
schutzbehörde, ist, die Lockerungen der Beschränkungen, 
die vom Senat der Freien und Hansestadt Hamburg erlassen 
wurden, mit Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen beson-
dere Gefahrenlagen erkannt und zum Schutz vor Infekti-
onsgefahren für die menschliche Gesundheit angegangen 
werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
letzten Wochen zunehmend Verstöße gegen die Abstands-
gebote im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamtes Ham-
burg-Mitte festgestellt. Aufgrund der zurückliegenden 
Lockerungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und 
der damit einhergehenden Zunahme des geselligen Zusam-
menseins erfährt vornehmlich der Stadtteil St. Pauli einen 
stetigen Zustrom an Besucherinnen und Besuchern, sowohl 
in den dortigen Gastronomiebetrieben als auch auf den 
umliegenden öffentlichen Flächen.

Betroffen waren insbesondere die folgenden Bereiche: 
Neuer Pferdemarkt, Neuer Kamp, Feldstraße, Markstraße, 
Sternstraße, Lagerstraße, Beim Grünen Jäger, Wohlwill-
straße, Thadenstraße, Paul-Rosen-Straße, Clemens-
Schultz-Straße, Hein-Hoyer-Straße, Budapester Straße, Am 
Brunnenhof. Aber auch die Reeperbahn sowie die umlie-
genden Bereiche waren stark frequentiert. Auffälligstes 
Wesensmerkmal des abendlichen und nächtlichen Nut-
zungsverhaltens war, dass sich die Besucherkreise nicht an 
die Abstands- und Hygienevorgaben hielten. Besondere 
Brennpunkte stellten die Bereiche vor Alkoholverkaufsstel-
len dar. Dies umfasste die Eingangsbereiche und Vorplätze 
von Kiosken und Gaststätten mit Alkohol-Außer-Hausver-
kauf. Es bildeten sich lange Personenschlangen, die Läden 
waren zeitweilig überfüllt. Auch wurde bedauerlicherweise 
zeitweilig an den vergangenen Wochenenden ein erhöhtes 
Aggressionspotenzial festgestellt. Bei polizeilichen Maß-
nahmen zur Überwachung der Eindämmungsverordnung 
zeigte dieser Personenkreis zwar Verständnis, deutete 
Kooperation aber nur an. Regelmäßig entfernten sich die 
angesprochenen Personen nach Ansprache nicht aus eige-
nem Antrieb.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hatte bereits am 
Wochenende vom 26. Juni 2020 bis zum 28. Juni 2020 ein-
zelnen Betrieben den Außer-Haus-Verkauf von Alkohol 
untersagt. Diese punktuellen Maßnahmen konnten eine 
verlässliche Einhaltung der Regelungen der HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO jedoch nicht sicherstellen. Die 

zunächst sichtbaren Erfolge vor Ort führten teilweise zu 
Abwanderungstendenzen in andere Bereiche und waren 
ohnehin nur vorübergehender Natur. Seitens der Polizei 
Hamburg konnte nicht festgestellt werden, dass die verant-
wortlichen Gastronomen bzw. Betreiber von Einzelhandels-
geschäften auf eine Einhaltung der Regelungen der Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO einen spürbaren Einfluss 
ausüben konnten.

Die Polizei Hamburg hat auch im Folgenden wiederholt 
massive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kon-
taktbeschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
insbesondere im Stadtteil St. Pauli feststellen müssen. Ein-
hergehend mit der Ferien- und Urlaubszeit verzeichneten 
sowohl das Vergnügungs- als auch das Rotlichtviertel in der 
Sternschanze bzw. auf St. Pauli insgesamt wieder steigende 
Besucherzahlen. Am Wochenende des 24. Juli 2020 bis zum 
26. Juli 2020 waren erstmals wieder Besucherzahlen erreicht 
worden, wie sie vor den beschränkenden Maßnahmen vor 
der Eindämmung der Pandemie im März dieses Jahres 
üblich waren. Das Personenaufkommen war in den Nacht-
stunden bei Besucherinnen und Besuchern an den belieb-
ten Orten wiederholt groß, insbesondere in den Bereichen 
Sternschanze und Große Freiheit. Wiederholt mussten Ein-
satzkräfte der Polizei Besucherströme lenken und in Teilen 
die Straßen gegen einen weiteren Zulauf absperren.

Die Gehwege in den betroffenen Bereichen waren bereits 
ab den Nachmittagsstunden stärker frequentiert. Wenn-
gleich das Aufkommen zu dieser Zeit noch überschaubar 
war, herrschte an verschiedenen Stellen auf den Gehwegen 
aufgrund der Außengastronomie, Verkaufsständen und 
Baumbewuchs eine räumliche Enge. In den Abend- und 
Nachtstunden verstärkten zunehmende Besucherzahlen 
diese räumliche Enge spürbar. Einerseits versuchten viele 
Besucherinnen und Besucher über die Reeperbahn die 
Gaststätten, Clubs, Diskotheken, Restaurants und ver-
gleichbare Einrichtungen zu erreichen. Die Große Freiheit 
hatte insoweit nach der Einschätzung der Polizei Hamburg 
eine übergeordnete bzw. bezirksübergreifende Bedeutung. 
Die vorherrschende Außengastronomie übte ebenfalls ihren 
Reiz aus. Auf den Gehwegen wurden Engstellen dadurch 
verstärkt, dass Besucherinnen und Besucher versuchten, 
sich über einen Außer-Haus-Verkauf mit alkoholischen 
Getränken zu versorgen. Es entstanden Warteschlangen, an 
denen sich Besucherinnen und Besucher vorbeidrängelten. 
Mund-Nasen-Bedeckungen wurden seitens der Gäste und 
Kundinnen sowie Kunden nur sehr selten getragen.

In den Bereichen Schulterblatt, Neuer Pferdemarkt, St. 
Pauli-Nord, Wohlwill- und Thadenstraße erfolgte der Alko-
holerwerb zu ca. 50  % aus Lokalen und zu ca. 40  % aus 
Kiosken. Im Übrigen versorgten sich die Besucherinnen 
und Besucher selbst. Die Polizei Hamburg war gezwungen, 
mehrere Verkaufsverbote gemäß § 13 Abs. 4 HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO auszusprechen. Dabei konnte 
festgestellt werden, dass jede einzelne Schließung von Ver-
kaufsstellen zu Abwanderungsbewegungen zu anderen Ver-
kaufsstellen führte. Dabei bildeten sich wiederum Warte-
schlagen, in denen das Abstandsgebot der HmbSARS-CoV-
2-EindämmungsVO nicht eingehalten wurde. Maßnahmen 
der Polizei Hamburg fanden keine bzw. nur wenig Akzep-
tanz und das Einschreiten der Einsatzkräfte wurde zwar 
kurzfristig, aber nicht nachhaltig, befolgt.

Die Ereignisse der zurückliegenden Wochenenden 
haben gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, 
um einem ausreichenden bzw. umfassenden Infektions-
schutz Rechnung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich 
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somit feststellen, dass es zu Situationen gekommen ist, die 
es der Polizei Hamburg nicht mehr möglich machten, die 
Einhaltung des Abstandsgebots und der Hygienevorgaben 
ohne die Anwendung unmittelbaren Zwangs sicherzustel-
len. Es bedarf zusätzlicher Maßnahmen, die sicherstellen, 
dass die Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO, insbesondere dem Abstandsgebot gemäß § 3 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, nachgekommen wird.

Das von der Allgemeinverfügung betroffene Gebiet ist 
insbesondere bei jungen Erwachsenen bekannt und attrak-
tiv. Durch die eher zufällige Zusammenkunft von vielen 
Menschen sind die Kontakte untereinander vielfältig. Ein 
Nachhalten der Kontaktaufnahme ist nicht möglich, was 
das epidemiologische Eingrenzen einer möglichen Infek-
tion unmöglich macht. Die Herkunftsorte der Anwesenden 
sind größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausgeschlossen, 
dass die Örtlichkeiten über den Bezirk Hamburg-Mitte 
hinaus äußerst attraktiv wirken. Deshalb steht zu befürch-
ten, dass die Infektionslage noch unübersichtlicher werden 
kann. Das Virus kann aus den unterschiedlichsten Berei-
chen in den Bezirk Hamburg-Mitte hineingetragen werden 
und auch wieder in andere Teile der Freien und Hansestadt 
Hamburg und des Umlandes gebracht werden. Die beo
bachteten Personengruppen zeichnen sich durch eine ver-
gleichsweise große Mobilität aus, was zu einem wesentlich 
höheren Infektionsrisiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer 
größeren Menschenansammlung im Bezirk Hamburg-Mitte 
zu einem Infektionsausbruch kommen (sog. Supersprea-
der-Event), wäre ein sehr wirksames Mittel des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes, nämlich die Unterbrechung von 
Infektionsketten, ausgeschaltet.

Schon aufgrund der gegenwärtigen Wetterprognose 
(kein Regen, Außentemperaturen bis zu 30°C) ist zu erwar-
ten, dass auch am kommenden Wochenende mit zahlrei-
chen Verstößen gegen die Abstandsregelungen der Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO zu rechnen ist. Das Be
zirksamt Hamburg-Mitte hat sich angesichts dieser 
Umstände sowie aufgrund der gestiegenen Anzahl an 
Neuinfektionen sowie der Rückkehr vieler Hamburgerin-
nen und Hamburgern aus den Sommerferien dazu ent-
schlossen, den Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken in den vorgenannten Gebieten im Vorwege zu 
untersagen, um der Gefahr eines unkontrollierbaren Infek-
tionsgeschehenes wirksam zu begegnen.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 
§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran-
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreiber und Inhaber von 
Außer-Haus-Verkaufsstellen ein grundrechtlich geschütztes 
Verhalten (Verkauf von alkoholischen Getränken an 
bestimmten Tagen zu bestimmten Uhrzeiten) untersagt 
wird, und nicht feststeht, dass diese in Anspruch genomme-
nen Personen zu den in § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG genannten 
Personen (Kranke, Krankheits- bzw. Ansteckungsverdäch-
tige oder Ausscheider) zählen. Denn § 28 Absatz 1 Satz 1 
IfSG ermöglicht es den zuständigen Behörden, notwendige 
Schutzmaßnahmen auch gegen Dritte, sogenannte Nicht-
störer, zu ergreifen. Der Begriff der „Schutzmaßnahmen“ ist 

umfassend und eröffnet der Infektionsschutzbehörde ein 
möglichst breites Spektrum an geeigneten Schutzmaßnah-
men, welches durch die Notwendigkeit der Maßnahme im 
Einzelfall begrenzt wird. Die Feststellung von Kranken, 
Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder 
Ausscheidern eröffnet zwar den Anwendungsbereich der 
Norm, begrenzt jedoch nicht den Kreis möglicher Adressa-
ten infektionsschutzrechtlicher Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahmen hat die zuständige Behörde die notwendigen 
Schutzmaßnahmen zu treffen. Der Behörde wird dadurch 
ein breites Spektrum an geeigneten Maßnahmen eröffnet, 
welches durch die Notwendigkeit der Maßnahme im Ein-
zelfall begrenzt wird. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, 
dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, die bei 
Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage kommen 
können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Unabhängig von 
der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die auf dem 
gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg Wir-
kung entfaltet, können weitere infektionsschutzrechtliche 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit diese durch die 
zuständige Behörde in bestimmten Bereichen bzw. Lagen 
als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel der Allgemeinverfügung ist, größere Ansamm-
lungen von Personen im Stadtteil St. Pauli sowie im anlie-
gendem Umfeld zu verhindern, bei denen aufgrund einer 
Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die Hemmschwelle 
sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
weiterhin zu befolgenden Vorgaben nicht einzuhalten. 
Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag zum Schutz 
der Gesundheit der Bevölkerung und insbesondere eine 
Verhinderung der Überlastung des Gesundheitssystems 
geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen oder Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindestab-
stands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen besteht 
daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil dort die 
zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen Abstände 
zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dazu dringend 
notwendig, um im Interesse der Bevölkerung und des 
Gesundheitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des 
Gesundheitssystems in der Freien und Hansestadt Ham-
burg sicherzustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen 
dienen der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des 
Gesundheitssystems über einen absehbar längeren Zeit-
raum hinaus. Für die stationären und teilstationären Ein-
richtungen muss dringend der notwendige Spielraum 
geschaffen werden, um die erforderliche Leistungsfähigkeit 
für die zu erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse 
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im Intensivbereich unter Isolierbedingungen für an 
COVID-19 erkrankte Personen zu sichern.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und anstehenden 
Sommernächten birgt ein hohes Potenzial, dass sich an ver-
schiedenen Orten über einen längeren Zeitraum Menschen-
ansammlungen bilden. Gerade bei gutem Wetter neigen die 
Bürgerinnen und Bürger erkennbar dazu, sich im Freien zu 
versammeln. Zudem sinkt in erkennbarer Weise auch die 
Bereitschaft, sich an die Einschränkungen der HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO zu halten.

Durch die Ansammlung größerer Menschenmengen, die 
alkoholische Getränke konsumieren und denen die Einhal-
tung der Abstands- und Hygieneregeln zunehmend schwe-
rer fällt, wird das Risiko einer Infektion mit dem Coronavi-
rus SARS-CoV-2 vergrößert. Gleichzeitig sinkt auch die 
Sensibilität im Hinblick auf die Einhaltung des Abstands-
gebots. Die Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei 
Hamburg im Rahmen der Kontrollen am vergangenen 
Wochenende sowie in der Vergangenheit in den betroffenen 
Gebieten haben gezeigt, dass aufgrund der enthemmenden 
Wirkung von Alkohol das Abstandsgebot im Rahmen ent-
sprechender Zusammenkünfte nicht eingehalten wird. Die 
Einhaltung der Abstandsregelungen ist aber von enormer 
Wichtigkeit, um der Gefahr des Wiederanstiegs der Infekti-
onszahlen zu begegnen. Maßnahmen wie diese, deren 
Zweck darauf gerichtet ist, die Abstandsregelungen wirk-
sam durchzusetzen bzw. deren Einhaltung sicherzustellen, 
zumindest aber zu unterstützen, dienen somit einem 
berechtigten, allgemeinem Interesse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindestab-
standsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit zudem die Entstehung und das Andau-
ern von Menschenansammlungen in den betroffenen Gebie-
ten. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums 
für Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die ggfs. 
mit großem Aufwand und einhergehenden aggressiven Ver-
halten der Angesprochenen, punktuell und auch nur kurz-
fristig erfolgreich aufgelöst werden können.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen der Gaststättenbetriebe weiterhin 
zulässig ist, ist damit zu rechnen, dass sich erlebnisorien-
tierte Besucherinnen und Besucher auf nur auf diese vertei-
len und sich mangels Außer-Haus-Verkaufs nicht auf den 
öffentlichen Flächen ansammeln.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen gefährlicher Menschenansammlungen also im Vorfeld 
vor dem Entstehen von Infektionsgefahren entgegen. Es 
macht darüber hinaus die polizeiliche Auflösung gefährli-
cher Ansammlungen entbehrlich, was das Konfliktpoten-
zial und das Infektionsrisiko zusätzlich minimiert.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist sowohl in räumlicher als auch in 
zeitlicher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maß-

nahme Betroffenen erforderlich, da anzunehmen ist, dass 
ohne diese Maßnahme der erforderlichen Eindämmung der 
Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge 
getan werden kann.

Darüber hinaus sind keine Mittel ersichtlich, die in ähn-
licher Weise geeignet sind, das Ziel der Maßnahme zu errei-
chen. So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsver-
bot ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Die Allgemeinverfügung stellt im 
Hinblick auf eine generelle Sperrstunde mit der Folge der 
vollständigen Schließung von Einzelhandelsgeschäften 
sowie Gaststätten das mildere Mittel dar. Während eine 
Sperrstunde die umfängliche Schließung von Gaststätten 
und Kiosken im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung 
zur Folge hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs von alkoholischen Getränken die übrigen 
Geschäftstätigkeiten weiterhin fortgeführt werden. Dem 
Einzelhandel wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätig-
keit aufrechtzuerhalten. Die vorliegend gewählte Maß-
nahme stellt insofern auch einen weniger intensiven Ein-
griff dar. Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das 
Betreten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen 
für Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersa-
gen oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionier-
ten Gaststätten grundsätzlich zu untersagen. Die Erfahrun-
gen der vergangenen Wochenenden haben zudem gezeigt, 
dass ein – insofern durch § 13 Abs. 4 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO gestattetes – repressives Vorgehen gegen 
einzelne Betriebe nicht geeignet ist, um die Entstehung 
größerer Menschenansammlungen nachhaltig zu unterbin-
den. Soweit bereits gegen einzelne Betriebe ein 
Außer-Haus-Verkaufsverbot ausgesprochen wurde, musste 
festgestellt werden, dass die potentiellen Kundinnen und 
Kunden dann auf andere Betriebe ausgewichen sind. Die 
infektionsschutzrechtlich bedenklichen Menschenan-
sammlungen konnten durch diese Maßnahmen nicht ver-
hindert werden. Vor dem Hintergrund der unterschiedli-
chen Eingriffsintensitäten geht das Bezirksamt Ham-
burg-Mitte davon aus, dass das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken die geeignetste Maß-
nahme darstellt. Aufgrund des volatilen Infektionsgesche-
hens ist nunmehr ein präventives dem repressiven Vorgehen 
vorzuziehen.

Aufgrund der Erkenntnisse der Polizei Hamburg ist 
davon auszugehen, dass der Außer-Haus-Verkauf von alko-
holischen Getränken in einem erheblichen Maße dazu bei-
trägt, dass Bürgerinnen und Bürger die Vorgaben aus der 
Verordnung zur Eindämmung des SARS-CoV-2-Virus nicht 
einhalten. Die Polizei Hamburg hat an den zurückliegen-
den Wochenenden zwar von der Möglichkeit des auf den 
einzelnen Betrieb bezogenen Möglichkeit des § 13 Abs. 4 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO Gebrauch gemacht; 
dabei wurde allerdings festgestellt, dass dieses temporäre 
Mittel allein nicht geeignet ist, um eine nachhaltige Einhal-
tung der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO zu erreichen. Außerdem konnte dieses Vorgehen 
nicht das Entstehen der Gefährdungslage verhindern. Letz-
teres ist wesentlich, um dem Infektionsschutz auf zurei-
chende Weise nachzukommen

Der räumliche Geltungsbereich dieser Allgemeinverfü-
gung beruht auf den von der Polizei Hamburg sowie dem 
Bezirksamt Hamburg-Mitte an den zurückliegenden 
Wochenenden gewonnenen Erkenntnissen. Der Stadtteil 
St. Pauli wird regelmäßig von auswärtigen Besucherinnen 
und Besuchern frequentiert. Diesen fällt mit fortschreiten-
der Alkoholisierung die Einhaltung der Vorgaben der 
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HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zunehmend schwerer. 
Die in diesem räumlichen Geltungsbereich belegenen 
Betriebe dienen nach den Erkenntnissen der Polizei und 
des Bezirksamts Hamburg-Mitte der Versorgung der Anwe-
senden mit alkoholischen Getränken. Das legitime Ziel 
dieser Allgemeinverfügung kann durch eine Untersagung 
des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke in den 
betroffenen Bereichen gefördert werden, da dadurch die 
Versorgung mit alkoholischen Getränken nachhaltig unter-
bunden werden kann. Dadurch kann dazu beigetragen 
werden, dass der Aufenthalt im öffentlichen Raum als weni-
ger attraktiv wahrgenommen wird und sich somit eine 
Entlastung des öffentlichen Raums einstellt.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen des räumlichen Geltungsbe-
reichs keine Menschenansammlungen in einem Übermaß 
erkennbar waren, hindert dies nicht an einer Einbeziehung 
in den räumlichen Geltungsbereich dieser Allgemeinverfü-
gung. Das Bezirksamt Hamburg-Mitte geht davon aus, dass 
bei einer nur punktuellen Untersagung des Außer-Haus-
Verkaufs alkoholischer Getränke Abwanderungstendenzen 
an fußläufig erreichbare Ausweichorte zu befürchten ist. 
Die Erkenntnisse aus den vorangegangenen Wochen zeigen, 
dass insbesondere jüngere Besucherinnen und Besucher 
äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt sind, unter-
schiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis mittlere 
Strecken in Kauf zu nehmen. Die Bezirksämter Eimsbüttel 
und Altona haben bereits angekündigt, ähnliche Allge-
meinverfügungen zu erlassen, sodass sichergestellt werden 
kann, dass sich das infektionsschutzrechtlich pro
blematische Geschehen nicht schlicht in andere Bezirke 
verlagert.

Das zeitlich eingeschränkte Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs alkoholischer Getränke ist für den räumlichen Gel-
tungsbereich auch erforderlich. Durch die zeitliche Begren-
zung der Allgemeinverfügung wird sichergestellt, dass die 
Gewerbetätigkeiten der Betroffenen nicht übermäßig einge-
schränkt werden. Es wird sichergestellt, dass an den betrof-
fenen Tagen in einem ausreichenden Maße alkoholische 
Getränke verkauft werden können. Den Einschätzungen 
der Polizei Hamburg lässt sich entnehmen, dass der Versor-
gungsdruck in den späteren Abendstunden zunimmt. 
Durch das Verkaufsverbot wird sichergestellt, dass die Ver-
sorgung unterbrochen wird, wenn sie aus Sicht der Anwe-
senden erforderlich wird.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird zudem 
sichergestellt, dass die übrige Gewerbetätigkeit uneinge-
schränkt fortgeführt werden kann. Die Gastronomiebe-
triebe dürfen im Rahmen ihrer konzessionierten Tätigkei-
ten weiterhin alkoholische Getränke ausschenken. Für 
Kioske, Tankstellen, Lieferbetriebe und vergleichbare 
Gewerbebetriebe verbleibt es bei der Möglichkeit, das 
übrige Sortiment an Kundinnen und Kunden zu verkaufen. 
Dass in diesem Zusammenhang auch sogenannte Koffer-
raumgeschäfte und private Straßenverkäufe nicht zulässig 
sind und nicht geduldet werden, ist offenkundig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtliche Vorgehen richtet sich 
zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die Entstehung 
von Gefährdungslagen nach den bisherigen polizeilichen 
Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit absehbar ist. 
Das behördliche Vorgehen entspricht demnach dem Gebot 
der Verhältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an das 
aktuelle polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll 
ausgewählt wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Art. 12 Abs. 1 GG beeinträchtigt. Die Auswirkungen 
des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen überschau-
baren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des Einzelhan-
dels – lediglich einen Randbereich der geschäftlichen Tätig-
keit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende vom 
31. Juli bis zum 2. August 2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 
um 06:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da aufgrund der 
guten Wetterlage anzunehmen ist, dass auch am kommen-
den Wochenende wieder vermehrt viele Bürgerinnen und 
Bürger das betroffene Gebiet zum geselligen Zusammensein 
im öffentlichen Raum aufsuchen werden.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutzes in der Zeit des äußerst dynamischen 
Verlaufs der Corona-Pandemie zurückzustehen.

Schließlich erkennt das Bezirksamt Hamburg-Mitte 
auch an, dass es sich bei den von der Allgemeinverfügung 
Betroffenen nicht um unmittelbare Störer handelt. Aller-
dings haben die zurückliegenden Wochenenden bzw. die 
von der Polizei Hamburg gewonnen Erkenntnisse gezeigt, 
dass eine direkte Ansprache der Störer nicht geeignet ist, 
um die infektionsschutzrechtlich gebotene Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zu 
erreichen. Letztlich konnte die Polizei Hamburg immer 
nur für die Auflösung rechtswidriger Zustände sorgen, das 
Entstehen der Gefahrenlage aber selbst nicht verhindern. 
Vor dem Hintergrund des hohen Infektionsrisikos und im 
Sinne einer effektiven Gefahrenabwehr sind hier Maßnah-
men zu ergreifen, die sich auch gegen Nichtstörer richten 
können.

5.
Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 

Betroffenen wird gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVwVfG 
abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im vor-
liegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks
amtes Hamburg-Mitte nicht ausgeschlossen werden, dass es 
durch die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie 
den Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren 
für die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine 
hohe Krankheitsübertragungsrate vom Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.
Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 

gemäß § 41 Abs. 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Abs. 1 HmbVwVfG gegenüber 
demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Abs. 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
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Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Dies ist 
vorliegend der Fall. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke wird für das bevorstehende Wochen-
ende vom 31. Juli 2020 bis 2. August 2020 angeordnet. Eine 
etwaige Bekanntmachung im Amtlichen Anzeiger würde zu 
einem Zeitverlust führen. Die Allgemeinverfügung könnte 
somit für das bevorstehende Wochenende keine Wirksam-
keit entfalten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 
HmbVwVfG im Innenhof des Bezirksamts Hamburg-Mitte, 
Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Ham-
burg-Mitte, Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, Wider-
spruch erhoben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 € geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Hamburg-Mitte die Polizei Hamburg ersucht, 
im Wege der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Hamburg-Mitte
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Altona 

 zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am  
30. Juli 2020 um 16.17 Uhr im Internet zugänglich gemacht 
worden und unter https://www.hamburg.de/altona/presse-
mitteilung/14154996/allgemeinverfuegung-verbot-alkoholi-
sche-getraenke/ abrufbar.

Hamburg, den 30. Juli 2020

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1438

Fre ie  und Hansestadt  Hamburg 
Bezirksamt Altona 

Allgemeinverfügung des Bezirksamts Altona 
zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 

Das Bezirksamt Altona erlässt als zuständige Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Infek-

tionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des

Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I. S. 1385) geändert worden ist, in Verbindung mit Ziffer I 

Absatz 1 der Anordnung über Zuständigkeiten im Infektionsschutzrecht vom 27. März 2001 

(HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert durch Anordnung vom 23. Juni 2020 (Amtl. Anz. S.

1201), die folgende Allgemeinverfügung: 

1. Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen Getränken inner-
halb der in der Anlage dargestellten räumlichen Geltungsbereiche 
ist am Freitag, den 31. Juli 2020, Sonnabend, den 1. August 2020, 
und Sonntag, den 2. August 2020 jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr des 
Folgetages untersagt. Ausgenommen hiervon ist der Ausschank 
von alkoholischen Getränken im konzessionierten Bereich, ein-
schließlich der genehmigten Außengastronomie, von Gaststätten 
für den Verzehr an Ort und Stelle. 

2. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Zugänglichma-
chung auf der Internetseite des Bezirksamts Altona (https://ham-
burg.de/altona) gemäß § 41 Abs. 4 Satz 2 des Hamburgischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) als öffentlich be-
kannt gegeben.

Allgemeinverfügung  
des Bezirksamts Altona 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Altona erlässt als zuständige Behörde 
gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes 
(IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I. S. 1385) 
geändert worden ist, in Verbindung mit Ziffer I Absatz 1 der 
Anordnung über Zuständigkeiten im Infektionsschutzrecht 
vom 27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert 
durch Anordnung vom 23. Juni 2020 (Amtl. Anz.  
S. 1201), die folgende Allgemeinverfügung:

1. 	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 
Getränken innerhalb der in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereiche ist am Freitag, den 
31. Juli 2020, Sonnabend, den 1. August 2020, und 
Sonntag, den  2. August 2020 jeweils von 20 Uhr bis 6 
Uhr des Folgetages untersagt. Ausgenommen hiervon 
ist der Ausschank von alkoholischen Getränken im 
konzessionierten Bereich, einschließlich der geneh-
migten Außengastronomie, von Gaststätten für den 
Verzehr an Ort und Stelle.

2. 	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung auf der Internetseite des Bezirks
amts Altona (https://hamburg.de/altona) gemäß § 41 
Abs. 4 Satz 2 des Hamburgischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (HmbVwVfG) als öffentlich bekannt 
gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Unverändert handelt es sich in Deutschland und weltweit 
um eine sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. 

Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, 
auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor.

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle 
Reisesaison, nach der Bewertung des Robert-Koch-Insti-
tuts, das für die Vorbeugung übertragbarer Krankheiten 
und die Verhinderung der Weiterverbreitung von Infektio-
nen eine besondere Expertise aufweist (§ 4 IfSG), unverän-
dert als hoch eingeschätzt. Nach den vorliegenden medizi-
nischen Erkenntnissen ist die Erkrankung sehr infektiös. 
Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine sehr 
dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die Anzahl 
der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit etwa 
Mitte März bis Anfang Juli rückläufig, seitdem nimmt die 
Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln derzeit nur 
sehr wenige bzw. keine Fälle an das Robert-Koch-Institut. 
Es kommt aber zunehmend wieder zu einzelnen Ausbruchs-
geschehen. Das Robert Koch-Institut schätzt die Gefähr-
dung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland 
derzeit weiterhin insgesamt als hoch ein, für Risikogruppen 
als sehr hoch. Diese Einschätzung kann sich kurzfristig 
durch neue Erkenntnisse ändern. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen und Aerosolen, 
wobei der Übergang zwischen beiden Formen fließend ist. 
Während insbesondere größere respiratorische Tröpfchen 
schnell zu Boden sinken, können Aerosole auch über län-
gere Zeit in der Luft schweben und sich in geschlossenen 
Räumen verteilen. Ob und wie schnell die Tröpfchen und 
Aerosole absinken oder in der Luft schweben, ist neben der 
Größe der Partikel von einer Vielzahl weiterer Faktoren, 
u. a. der Temperatur und der Luftfeuchtigkeit, abhängig. 
Beim Atmen und Sprechen, aber noch stärker beim Schreien 
und Singen werden Aerosole ausgeschieden; beim Husten 
und Niesen entstehen zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. 
Neben der steigenden Lautstärke können auch individuelle 
Unterschiede zur verstärkten Freisetzung beitragen.

Grundsätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposi-
tion gegenüber Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von  
1 bis 2 Metern um eine infizierte Person herum erhöht.

Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung 
zur Verfügung stehen, müssen alle Maßnahmen darauf 
gerichtet sein, die Verbreitung des Virus so gut wie möglich 
zu verhindern. Der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 
hängt nach den Einschätzungen des Robert-Koch-Instituts 
maßgeblich von der Einhaltung des Abstandsgebots, Kon-
taktbeschränkungen, Tragen von Mund-Nasen-Bedeckun-
gen sowie den eingeleiteten Gegenmaßnahmen (Kontakt-
nachverfolgung, Quarantäne und Testungen) ab. Hierfür 
hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der Verordnung 
zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg vom 30. Juni 
2020 (HmbGVBl., S. 365 – HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO) entsprechende Vorgaben erlassen. Nach § 3 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede Person aufge-
rufen, die körperlichen Kontakte zu anderen Personen als 
den Angehörigen des eigenen Haushalts auf ein absolut 
nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen Empfehlun-
gen der zuständigen öffentlichen Stellen zur Vermeidung 
der Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten 
und hierzu geeignete Hygienemaßnahmen einzuhalten. 
Nach Absatz 2 dieser Vorschrift müssen Personen an öffent-
lichen Orten grundsätzlich zueinander einen Mindest
abstand von 1,5 m einhalten (Abstandsgebot). Ausnahmen 
gelten nur in einem eingeschränkten Maße – etwa für Ange-
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hörige eines Haushaltes oder bei Zusammenkünften mit bis 
zu zehn Personen)

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn die Mindestabstände nicht 
sicher eingehalten werden oder aufgrund der örtlichen 
Bedingungen nicht mehr eingehalten werden können, 
begünstigt dies die Übertragung von SARS-CoV-2 von 
Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es, in der konkreten 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infekti-
onsschutzes ausgerichtet sind, zu verhindern.

Sofern insbesondere im Zusammenhang mit den Kon-
sum von alkoholischen Getränken, die vorgenannten Min-
deststandards, die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO festgeschrieben sind, von einer großen 
Anzahl von Personen nicht mehr eingehalten werden, 
bedarf es weitergehender Anordnungen auf lokaler Ebene, 
um den Gesundheitsschutz effektiv zu gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Altona als für den Bezirk 
Altona zuständige Infektionsschutzbehörde ist, die Locke-
rungen der Beschränkungen, die vom Senat der Freien und 
Hansestadt Hamburg erlassen wurden, mit Augenmaß zu 
begleiten. Dabei sollen besondere Gefahrenlagen erkannt 
und zum Schutz vor Infektionsgefahren für die menschli-
che Gesundheit angegangen werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
letzten Wochen zunehmend Verstöße gegen die Abstands-
gebote im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamts Altona, 
konkret in den Stadtteilen Sternschanze und Altona-Alt-
stadt sowie im Umfeld des Alma-Wartenberg-Platzes im 
Stadtteil Ottensen, in den Abendstunden sowie zur Nacht-
zeit, festgestellt. Aufgrund der zurückliegenden Lockerun-
gen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und der 
damit einhergehenden Zunahme des geselligen Zusammen-
seins erfahren die vorgenannten Bereiche einen stetigen 
Zustrom an Besucherinnen und Besuchern, sowohl in den 
dortigen Gastronomiebetrieben als auch auf den umliegen-
den öffentlichen Flächen. Dabei konnte festgestellt werden, 
dass viele der anwesenden Personen ohne die gebotenen 
Abstände dicht und sichtlich alkoholisiert beieinander 
standen. Aufforderungen der Einsatzkräfte, die Abstandsre-
gelungen einzuhalten, waren nicht geeignet, eine Verhalten-
sänderung der Besucherinnen und Besucher zu erreichen.

Es kam in den vorbenannten Gebieten in den zurücklie-
genden Wochen zu stetig anwachsenden Besucherzahlen. 
So konnte für den Bereich der Sternschanze am 25. Juli 
2020 festgestellt werden, dass in der Spitze bis zu 1.400 
Besucherinnen und Besucher den Stadtteil aufgesucht hat-
ten. Die Besucherinnen und Besucher des Stadtteils brach-
ten nur in seltenen Fällen alkoholische Getränke zum Ver-
zehr selbst mit. Der Erwerb von alkoholischen Getränken 
an den Kiosken bzw. Gaststätten führte zu einem sehr gro-
ßen Andrang vor den entsprechenden Objekten. Seitens der 
Polizei Hamburg konnte an den zurückliegenden Wochen-

enden nicht festgestellt werden, dass die verantwortlichen 
Gastronomen bzw. Betreiber von Einzelhandelsgeschäften 
auf eine Einhaltung der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-
EindämmungsVO einen spürbaren Einfluss ausüben konn-
ten. In den späten Abend- bzw. Nachstunden kam es alko-
holbedingt zu einem enthemmten, teilweise auch zügel
losem Verhalten der Besucherinnen und Besucher. Beim 
Einschreiten der Polizei war regelmäßig eine Solidarisie-
rung durch größere Personengruppierungen gegen die Ein-
satzkräfte zu beobachten. Das Bezirksamt Altona hatte 
bereits am Wochenende vom 26. Juni 2020 bis zum 28. Juni 
2020 einzelnen Betrieben den Außer-Haus-Verkauf von 
Alkohol untersagt. Diese punktuellen Maßnahmen konn-
ten eine verlässliche Einhaltung der Regelungen der Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO jedoch nicht sicherstellen. 
Die zunächst sichtbaren Erfolge waren nur vorübergehen-
der Natur.

Auch am vergangenen Wochenende (24. Juli 2020 bis  
26. Juli 2020) hat die Polizei Hamburg wiederholt massive 
Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kontaktbe-
schränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen Hygiene-
vorgaben in den o. g. Stadtteilen festgestellt. Einhergehend 
mit der Ferien- und Urlaubszeit verzeichneten sowohl das 
Vergnügungs- als auch das Rotlichtviertel in der Stern-
schanze und auf St. Pauli insgesamt wieder steigende Besu-
cherzahlen. Am Wochenende des 24. Juli 2020 bis zum  
26. Juli 2020 waren erstmals wieder Besucherzahlen erreicht 
worden, wie sie vor den beschränkenden Maßnahmen vor 
der Eindämmung der Pandemie im März dieses Jahres 
üblich waren. Das Personenaufkommen war in den Nacht-
stunden bei Besucherinnen und Besuchern beliebten Orten 
wiederholt groß, insbesondere in den Bereichen Stern-
schanze und Große Freiheit. Wiederholt mussten Einsatz-
kräfte der Polizei Besucherströme lenken und in Teilen die 
Straßen gegen einen weiteren Zulauf absperren.

Die Gehwege in den betroffenen Bereichen waren bereits 
ab den Nachmittagsstunden stärker frequentiert. Wenn-
gleich das Aufkommen zu dieser Zeit noch überschaubar 
war, herrschte an verschiedenen Stellen auf den Gehwegen 
aufgrund der Außengastronomie, Verkaufsständen und 
Baumbewuchs eine räumliche Enge. In den Abend- und 
Nachtstunden verstärkten zunehmende Besucherzahlen 
diese räumliche Enge spürbar. Einerseits versuchten viele 
Besucherinnen und Besucher über die Reeperbahn Gast-
stätten, Clubs, Diskotheken, Restaurants und vergleichbare 
Einrichtungen zu erreichen. Die Große Freiheit hatte inso-
weit nach der Einschätzung der Polizei Hamburg eine über-
geordnete bzw. bezirksübergreifende Bedeutung. Die vor-
herrschende Außengastronomie übte ebenfalls ihren Reiz 
aus. Auf den Gehwegen wurden Engstellen dadurch ver-
stärkt, dass Besucherinnen und Besucher versuchten, sich 
über einen Außer-Haus-Verkauf mit alkoholischen Geträn-
ken zu versorgen. Es entstanden Warteschlangen, an denen 
sich Besucherinnen und Besucher vorbeidrängelten. 
Mund-Nasen-Bedeckungen wurden seitens der Gäste und 
Kundinnen sowie Kunden nur sehr selten getragen.

In den Bereichen Schulterblatt, Neuer Pferdemarkt, St. 
Pauli-Nord, Wohlwill- und Thadenstraße erfolgte der Alko-
holerwerb zu ca. 50 % aus Lokalen und zu ca. 40 % aus Kios-
ken. Im Übrigen versorgten sich die Besucherinnen und 
Besucher selbst. Die Polizei Hamburg war gezwungen, 
mehrere Verkaufsverbote gemäß § 13 Abs. 4 HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO auszusprechen. Dabei konnte 
festgestellt werden, dass jede einzelne Schließung von Ver-
kaufsstellen zu Abwanderungsbewegungen zu anderen Ver-
kaufsstellen führte. Dabei bildeten sich wiederum Warte-
schlagen, in denen das Abstandsgebot der HmbSARS-CoV-
2-EindämmungsVO nicht eingehalten wurde. Maßnahmen 
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der Polizei Hamburg fanden keine bzw. nur wenig Akzep-
tanz und das Einschreiten der Einsatzkräfte wurde zwar 
kurzfristig, aber nicht nachhaltig, befolgt.

Die Ereignisse der zurückliegenden Wochenenden 
haben gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, 
um einem ausreichenden bzw. umfassenden Infektions-
schutz Rechnung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich 
somit feststellen, dass es zu Situationen gekommen ist, die 
es der Polizei Hamburg nicht mehr möglich machten, die 
Einhaltung des Abstandsgebots und der Hygienevorgaben 
ohne die Anwendung unmittelbaren Zwangs sicherzustel-
len. Es bedarf zusätzlicher Maßnahmen, die sicherstellen, 
dass die Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO, insbesondere dem Abstandsgebot gemäß § 3 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, nachgekommen wird.

Die von der Allgemeinverfügung betroffenen Orte in 
Altona sind insbesondere bei jungen Erwachsenen bekannt 
und attraktiv. Durch die eher zufällige Zusammenkunft von 
vielen Menschen sind die Kontakte untereinander vielfäl-
tig. Ein Nachhalten der Kontaktaufnahme ist nicht mög-
lich, was das epidemiologische Eingrenzen einer möglichen 
Infektion unmöglich macht. Die Herkunftsorte der Anwe-
senden sind größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausge-
schlossen, dass die Örtlichkeiten über den Bezirk Altona 
hinaus äußerst attraktiv wirken. Deshalb steht zu befürch-
ten, dass die Infektionslage noch unübersichtlicher werden 
kann. Das Virus kann aus den unterschiedlichsten Berei-
chen in den Bezirk Altona hineingetragen werden und auch 
wieder in andere Teile der Freien und Hansestadt Hamburg 
und des Umlandes gebracht werden. Die beobachteten Per-
sonengruppen zeichnen sich durch eine vergleichsweise 
große Mobilität aus, was zu einem wesentlich höheren 
Infektionsrisiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer größeren 
Menschenansammlung im Bezirk Altona zu einem Infekti-
onsausbruch kommen (superspreader), wäre ein sehr wirk-
sames Mittel des öffentlichen Gesundheitsdienstes, näm-
lich die Unterbrechung von Infektionsketten, ausgeschal-
tet.

Schon aufgrund der gegenwärtigen Wetterprognose 
(kein Regen, Außentemperaturen bis zu 30° C) ist zu erwar-
ten, dass auch am kommenden Wochenende mit zahlrei-
chen Verstößen gegen die Abstandsregelungen der Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO zu rechnen ist. Das Be
zirksamt Altona hat sich angesichts dieser Umstände sowie 
aufgrund der gestiegenen Anzahl an Neuinfektionen sowie 
der Rückkehr vieler Hamburgerinnen und Hamburgern aus 
den Sommerferien dazu entschlossen, den Außer-Haus-Ver-
kauf von alkoholischen Getränken in den vorgenannten 
Gebieten im Vorwege zu untersagen, um der Gefahr eines 
unkontrollierbaren Infektionsgeschehenes wirksam zu 
begegnen.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 
§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem Voraussetzungen Veranstaltungen 
oder sonstige Ansammlungen von Menschen beschränken 
oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass durch diese 
Maßnahme Betreibern und Inhaber von Außer-Haus-Ver-
kaufsstellen ein grundrechtlich geschütztes Verhalten (Ver-
kauf von alkoholischen Getränken an bestimmten Tagen zu 

bestimmten Uhrzeiten) untersagt wird, und nicht feststeht, 
dass diese in Anspruch genommenen Personen zu den in 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, 
Krankheits- bzw. Ansteckungsverdächtige oder Ausschei-
der) zählen. Denn § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es 
den zuständigen Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen 
auch gegen Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. 
Der Begriff der „Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und 
eröffnet der Infektionsschutzbehörde ein möglichst breites 
Spektrum an geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch 
die Notwendigkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt 
wird. Die Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächti-
gen, Ansteckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet 
zwar den Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch 
nicht den Kreis möglicher Adressaten infektionsschutz-
rechtlicher Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahmen hat die zuständige Behörde die notwendigen 
Schutzmaßnahmen zu treffen. Der Behörde wird dadurch 
ein breites Spektrum an geeigneten Maßnahmen eröffnet, 
welches durch die Notwendigkeit der Maßnahme im Ein-
zelfall begrenzt wird. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, 
dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, die bei 
Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage kommen 
können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Unabhängig von 
der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die auf dem 
gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg Wir-
kung entfaltet, können weitere infektionsschutzrechtliche 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit diese durch die 
zuständige Behörde in bestimmten Bereichen bzw. Lagen 
als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel der Allgemeinverfügung ist, größere Ansamm-
lungen von Personen im Stadtteil Sternschanze sowie im 
Umfeld des Alma-Wartenberg-Platzes und des Fischmark-
tes zu verhindern, bei denen aufgrund einer Alkoholisie-
rung die Gefahr besteht, dass die Hemmschwelle sinkt, die 
nach der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO weiterhin zu 
befolgenden Vorgaben einzuhalten. Durch die Allgemein-
verfügung soll ein Beitrag zum Schutz der Gesundheit der 
Bevölkerung und insbesondere eine Verhinderung der 
Überlastung des Gesundheitssystems geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen oder Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindest
abstands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen besteht 
daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil dort die 
zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen Abstände 
zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dazu dringend 
notwendig, um im Interesse der Bevölkerung und des 
Gesundheitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des 
Gesundheitssystems in der Freien und Hansestadt Ham-
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burg sicherzustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen 
dienen der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des 
Gesundheitssystems über einen absehbar längeren Zeit-
raum hinaus. Für die stationären und teilstationären Ein-
richtungen muss dringend der notwendige Spielraum 
geschaffen werden, um die erforderliche Leistungsfähigkeit 
für die zu erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse 
im Intensivbereich unter Isolierbedingungen für an 
COVID-19 erkrankte Personen zu sichern.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und anstehenden 
Sommernächten birgt ein hohes Potenzial, dass sich an ver-
schiedenen Orten über einen längeren Zeitraum Menschen-
ansammlungen bilden. Gerade bei gutem Wetter neigen die 
Bürgerinnen und Bürger erfahrungsgemäß dazu, sich im 
Freien zu versammeln. Zudem sinkt in erkennbarer Weise 
auch die Bereitschaft, sich an die Einschränkungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zu halten.

Durch die Ansammlung größerer Menschenmengen, die 
alkoholische Getränke konsumieren und denen die Einhal-
tung der Abstands- und Hygieneregeln zunehmend schwe-
rer fällt, wird das Risiko einer Infektion mit dem Corona
virus SARS-CoV-2 vergrößert. Gleichzeitig sinkt auch die 
Sensibilität im Hinblick auf die Einhaltung des Abstands-
gebots. Die Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei 
Hamburg im Rahmen der Kontrollen am vergangenen 
Wochenende sowie in der Vergangenheit in den betroffenen 
Gebieten, haben gezeigt, dass aufgrund der enthemmenden 
Wirkung von Alkohol das Abstandsgebot im Rahmen ent-
sprechender Zusammenkünfte nicht eingehalten wird. Die 
Einhaltung der Abstandsregelungen ist aber von enormer 
Wichtigkeit, um der Gefahr des Wiederanstiegs der Infek
tionszahlen zu begegnen. Maßnahmen wie diese, deren 
Zweck darauf gerichtet ist, die Abstandsregelungen wirk-
sam durchzusetzen bzw. deren Einhaltung sicherzustellen, 
zumindest aber zu unterstützen, dienen somit einem ganz 
legitimen, allgemeinem Interesse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindestab-
standsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit zudem die Entstehung und das Andau-
ern von Menschenansammlungen in den betroffenen Gebie-
ten. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums 
für Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die ggfs. 
mit großem Aufwand und einhergehenden aggressiven Ver-
halten der Angesprochenen, punktuell und auch nur kurz-
fristig erfolgreich aufgelöst werden können.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen der Gaststättenbetriebe weiterhin 
zulässig ist, ist damit zu rechnen, dass sich erlebnisorien-
tierte Besucherinnen und Besucher auf diese verteilen und 
im Falle eines nicht ausreichenden Platzangebotes mangels 
alternativer Angebote den seitens der Polizei Hamburg als 
problematischen identifizierten Bereich wieder verlassen.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen gefährlicher Menschenansammlungen also im Vorfeld 
vor dem Entstehen von Infektionsgefahren entgegen. Es 

macht darüber hinaus die polizeiliche Auflösung gefährli-
cher Ansammlungen entbehrlich, was das Konfliktpoten-
zial und das Infektionsrisiko zusätzlich minimiert.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist sowohl in räumlicher als auch in 
zeitlicher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maß-
nahme Betroffenen erforderlich, da anzunehmen ist, dass 
ohne diese Maßnahme der erforderlichen Eindämmung der 
Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge 
getan werden kann.

Darüber hinaus sind keine Mittel ersichtlich, die in ähn-
licher Weise geeignet sind, das Ziel der Maßnahme zu errei-
chen. So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsver-
bot ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Die Allgemeinverfügung stellt im 
Hinblick auf eine generelle Sperrstunde mit der Folge der 
vollständigen Schließung von Einzelhandelsgeschäften 
sowie Gaststätten das mildere Mittel dar. Während eine 
Sperrstunde die umfängliche Schließung von Gaststätten 
und Kiosken im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung 
zur Folge hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs von alkoholischen Getränken die übrigen 
Geschäftstätigkeiten weiterhin fortgeführt werden. Dem 
Einzelhandel wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätig-
keit aufrechtzuerhalten. Die vorliegend gewählte Maß-
nahme stellt insofern auch einen weniger intensiven Ein-
griff dar. Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das 
Betreten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen 
für Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersa-
gen oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionier-
ten Gaststätten grundsätzlich zu untersagen. Die Erfahrun-
gen der vergangenen Wochenenden haben zudem gezeigt, 
dass ein – insofern durch § 13 Abs. 4 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO gestattetes – repressives Vorgehen gegen 
einzelne Betriebe nicht geeignet ist, um die Entstehung 
größerer Menschenansammlungen nachhaltig zu unterbin-
den. Soweit bereits gegen einzelne Betriebe ein 
Außer-Haus-Verkaufsverbot ausgesprochen wurde, musste 
festgestellt werden, dass die potentiellen Kundinnen und 
Kunden dann auf andere Betriebe ausgewichen sind. Die 
infektionsschutzrechtlich bedenklichen Menschenan-
sammlungen konnten durch diese Maßnahmen nicht ver-
hindert werden. Vor dem Hintergrund der unterschiedli-
chen Eingriffsintensitäten geht das Bezirksamt Altona 
davon aus, dass das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von 
alkoholischen Getränken die geeignetste Maßnahme dar-
stellt. Aufgrund des volatilen Infektionsgeschehens ist nun-
mehr ein präventives dem repressiven Vorgehen vorzuzie-
hen.

Aufgrund der Erkenntnisse der Polizei Hamburg ist 
davon auszugehen, dass der Außer-Haus-Verkauf von alko-
holischen Getränken in einem erheblichen Maße dazu bei-
trägt, dass Bürgerinnen und Bürger die Vorgaben aus der 
Verordnung zur Eindämmung des SARS-CoV-2-Virus nicht 
einhalten. Die Polizei Hamburg hat an den zurückliegen-
den Wochenenden zwar von der Möglichkeit des auf den 
einzelnen Betrieb bezogenen Möglichkeit des § 13 Abs. 4 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO Gebrauch gemacht; 
dabei wurde allerdings festgestellt, dass dieses temporäre 
Mittel allein nicht geeignet ist, um eine nachhaltige Einhal-
tung der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO zu erreichen. Außerdem konnte dieses Vorgehen 
nicht das Entstehen der Gefährdungslage verhindern. Letz-
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teres ist wesentlich, um dem Infektionsschutz auf zurei-
chende Weise nachzukommen.

Der räumliche Geltungsbereich dieser Allgemeinverfü-
gung beruht auf den von der Polizei Hamburg sowie dem 
Bezirksamt Altona den an den zurückliegenden Wochenen-
den gewonnenen Erkenntnissen. Der Bereich Sternschanze 
sowie das Ottenser Ortszentrum werden regelmäßig von 
auswärtigen Besucherinnen und Besuchern frequentiert. 
Diesen fällt mit fortschreitender Alkoholisierung die Ein-
haltung der Vorgaben der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO zunehmend schwerer. Die in diesem Bereich 
belegenen Betriebe dienen nach den Erkenntnissen der 
Polizei und des Bezirksamts Altona der Versorgung der 
Anwesenden mit alkoholischen Getränken. Das legitime 
Ziel dieser Allgemeinverfügung kann durch eine Untersa-
gung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke in 
den betroffenen Bereichen gefördert werden, da dadurch 
die Versorgung mit alkoholischen Getränken nachhaltig 
unterbunden werden kann. Dadurch kann dazu beigetragen 
werden, dass der Aufenthalt im öffentlichen Raum als weni-
ger attraktiv wahrgenommen wird und sich somit eine 
Entlastung des öffentlichen Raums einstellt.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen des räumlichen Geltungsbe-
reichs keine Menschenansammlungen in einem Übermaß 
erkennbar waren, hindert dies nicht an einer Einbeziehung 
in den räumlichen Geltungsbereich dieser Allgemeinverfü-
gung. Das Bezirksamt Altona geht davon aus, dass bei einer 
nur punktuellen Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke Abwanderungstendenzen an fuß-
läufig erreichbare Ausweichorte zu befürchten ist. Die 
Erkenntnisse aus den vorangegangenen Wochen zeigen, 
dass insbesondere jüngere Besucherinnen und Besucher 
äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt sind, unter-
schiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis mittlere 
Strecken in Kauf zu nehmen. Die Bezirksämter Eimsbüttel 
und Hamburg-Mitte haben bereits angekündigt, ähnliche 
Allgemeinverfügungen zu erlassen, sodass sichergestellt 
werden kann, dass sich das infektionsschutzrechtlich pro
blematische Geschehen nicht schlicht in andere Bezirke 
verlagert.

Das zeitlich eingeschränkte Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs alkoholischer Getränke ist für den räumlichen Gel-
tungsbereich auch erforderlich. Durch die zeitliche Begren-
zung der Allgemeinverfügung wird sichergestellt, dass die 
Gewerbetätigkeiten der Betroffenen nicht übermäßig einge-
schränkt werden. Es wird sichergestellt, dass an den betrof-
fenen Tagen in einem ausreichenden Maße alkoholische 
Getränke verkauft werden können. Den Einschätzungen 
der Polizei Hamburg lässt sich entnehmen, dass der Versor-
gungsdruck in den späteren Abendstunden zunimmt. 
Durch das Verkaufsverbot wird sichergestellt, dass die Ver-
sorgung unterbrochen wird, wenn sie aus Sicht der Anwe-
senden erforderlich wird.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird zudem 
sichergestellt, dass die übrige Gewerbetätigkeit uneinge-
schränkt fortgeführt werden kann. Die Gastronomiebe-
triebe dürfen im Rahmen ihrer konzessionierten Tätigkei-
ten weiterhin alkoholische Getränke ausschenken. Für 
Kioske, Tankstellen, Lieferbetriebe und vergleichbare 
Gewerbebetriebe verbleibt es bei der Möglichkeit, das 
übrige Sortiment an Kundinnen und Kunden zu verkaufen. 
Dass in diesem Zusammenhang sogenannte Kofferraumge-
schäfte und private Straßenverkäufe nicht zulässig sind und 
nicht geduldet werden können, versteht sich von selbst.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtliche Vorgehen richtet sich 
zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die Entstehung 
von Gefährdungslagen nach den bisherigen polizeilichen 
Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit absehbar ist. 
Das behördliche Vorgehen entspricht demnach dem Gebot 
der Verhältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an das 
aktuelle polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll 
ausgewählt wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Art. 12 Abs. 1 GG beeinträchtigt. Die Auswirkungen 
des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen überschau-
baren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des Einzelhan-
dels – lediglich einen Randbereich der geschäftlichen Tätig-
keit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende vom 
31.07. bis zum 02.08.2020, jeweils von 20:00 Uhr bis um 
06:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da aufgrund der guten 
Wetterlage anzunehmen ist, dass auch am kommenden 
Wochenende wieder vermehrt viele Bürgerinnen und Bür-
ger das betroffene Gebiet zum geselligen Zusammensein 
aufsuchen werden.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutzes in der Zeit des äußerst dynamischen 
Verlaufs der Corona-Pandemie zurückzustehen.

Schließlich erkennt das Bezirksamt Altona auch an, dass 
es sich bei den von der Allgemeinverfügung Betroffenen 
nicht um unmittelbare Störer handelt. Allerdings haben die 
zurückliegenden Wochenenden bzw. die von der Polizei 
Hamburg gewonnen Erkenntnisse gezeigt, dass eine direkte 
Ansprache der Störer nicht geeignet ist, um die infektions-
schutzrechtlich gebotene Einhaltung der Regelungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zu erreichen. Letzt-
lich konnte die Polizei Hamburg immer nur für die Aus-
lösung rechtswidriger Zustände sorgen, das Entstehen der 
Gefahrenlage aber selbst nicht verhindern. Vor dem Hinter-
grund des hohen Infektionsrisikos und im Sinne einer 
effektiven Gefahrenabwehr sind hier Maßnahmen zu ergrei-
fen, die sich auch gegen Nichtstörer richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVwVfG 
abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im vor-
liegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks
amtes Altona nicht ausgeschlossen werden, dass es durch 
die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie den 
Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren für 
die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine hohe 
Krankheitsübertragungsrate vom Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Abs. 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Abs. 1 HmbVwVfG gegenüber 
demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
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betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Abs. 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Dies ist 
vorliegend der Fall. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke wird für das bevorstehende Wochen-
ende vom 31. Juli 2020 bis 2. August 2020 angeordnet. Eine 
etwaige Bekanntmachung im Amtlichen Anzeiger würde zu 
einem Zeitverlust führen. Die Allgemeinverfügung könnte 
somit für das bevorstehende Wochenende keine Wirksam-
keit entfalten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 
HmbVwVfG im Foyer des Bezirksamts Altona, Platz der 
Republik 1, 22765 Hamburg, eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Altona, 
Platz der Republik 1, 22765 Hamburg, Widerspruch erho-
ben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 € geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Altona die Polizei Hamburg ersucht, im Wege 
der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Dr. von Berg
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamtes Eimsbüttel 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am  
30. Juli 2020, 14.46 Uhr, im Internet zugänglich gemacht 
worden und unter https://www.hamburg.de/eimsbuettel 
abrufbar.

Hamburg, den 30. Juli 2020

Das Bezirksamt Eimsbüttel
Amtl. Anz. S. 1445

Allgemeinverfügung 
des Bezirksamtes Eimsbüttel 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Eimsbüttel erlässt als zuständige 
Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzge-
setzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I.  
S. 1385) geändert worden ist, in Verbindung mit Ziffer I 
Absatz 1 der Anordnung über Zuständigkeiten im Infek
tionsschutzrecht vom 27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), 
zuletzt geändert durch Anordnung vom 23. Juni 2020 
(Amtl. Anz. S. 1201), die folgende Allgemeinverfügung:

1. 	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 
Getränken innerhalb des in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereichs ist am Freitag, den 31. 
Juli 2020, Sonnabend, den 01. August 2020 und Sonn-
tag, den 02. August 2020 jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr 
des Folgetages untersagt. Ausgenommen hiervon ist 
der Ausschank von alkoholischen Getränken im kon-
zessionierten Bereich, einschließlich der genehmig-
ten Außengastronomie von Gaststätten, für den Ver-
zehr an Ort und Stelle.

2. 	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung im Internet auf der Internetseite 
des Bezirksamts Eimsbüttel (https://www.hamburg.
de/eimsbuettel) gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 des Ham-
burgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVw-
VfG) als öffentlich bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Unverändert handelt es sich in Deutschland und weltweit 
um eine sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, 
auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor.

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle 
Reisesaison, nach der Bewertung des Robert-Koch-Insti-
tuts, das für die Vorbeugung übertragbarer Krankheiten 
und die Verhinderung der Weiterverbreitung von Infektio-
nen eine besondere Expertise aufweist (§ 4 IfSG), unverän-

dert als hoch eingeschätzt. Nach den vorliegenden medizi-
nischen Erkenntnissen ist die Erkrankung sehr infektiös. 
Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine sehr 
dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die Anzahl 
der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit etwa 
Mitte März bis Anfang Juli rückläufig, seitdem nimmt die 
Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln derzeit nur 
sehr wenige bzw. keine Fälle an das Robert-Koch-Institut. 
Es kommt aber zunehmend wieder zu einzelnen Ausbruchs-
geschehen. Das Robert Koch-Institut schätzt die Gefähr-
dung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland 
derzeit weiterhin insgesamt als hoch ein, für Risikogruppen 
als sehr hoch. Diese Einschätzung kann sich kurzfristig 
durch neue Erkenntnisse ändern. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen und Aerosolen, 
wobei der Übergang zwischen beiden Formen fließend ist. 
Während insbesondere größere respiratorische Tröpfchen 
schnell zu Boden sinken, können Aerosole auch über län-
gere Zeit in der Luft schweben und sich in geschlossenen 
Räumen verteilen. Ob und wie schnell die Tröpfchen und 
Aerosole absinken oder in der Luft schweben, ist neben der 
Größe der Partikel von einer Vielzahl weiterer Faktoren, u. 
a. der Temperatur und der Luftfeuchtigkeit, abhängig. Beim 
Atmen und Sprechen, aber noch stärker beim Schreien und 
Singen werden Aerosole ausgeschieden; beim Husten und 
Niesen entstehen zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. 
Neben der steigenden Lautstärke können auch individuelle 
Unterschiede zur verstärkten Freisetzung beitragen. Grund-
sätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegen-
über Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von 1 bis 2 
Metern um eine infizierte Person herum erhöht.

Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung 
zur Verfügung stehen, müssen alle Maßnahmen darauf 
gerichtet sein, die Verbreitung des Virus so gut wie möglich 
zu verhindern. Der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 
hängt nach den Einschätzungen des Robert-Koch-Instituts 
maßgeblich von der Einhaltung des Abstandsgebots, Kon-
taktbeschränkungen, Tragen von Mund-Nasen-Bedeckun-
gen sowie den eingeleiteten Gegenmaßnahmen (Kontakt-
nachverfolgung, Quarantäne und Testungen) ab. Hierfür 
hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der Verordnung 
zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg (HmbSARS-
CoV-2-EVO) entsprechende Vorgaben erlassen. Nach § 3 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede Person aufge-
rufen, die körperlichen Kontakte zu anderen Personen als 
den Angehörigen des eigenen Haushalts auf ein absolut 
nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen Empfehlun-
gen der zuständigen öffentlichen Stellen zur Vermeidung 
der Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten 
und hierzu geeignete Hygienemaßnahmen einzuhalten. 
Nach Absatz 2 dieser Vorschrift müssen Personen an öffent-
lichen Orten grundsätzlich zueinander einen Mindestab-
stand von 1,5 m einhalten (Abstandsgebot). Ausnahmen 
gelten nur in einem eingeschränkten Maße – etwa für Ange-
hörige eines Haushaltes oder bei Zusammenkünften mit bis 
zu zehn Personen.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn die Mindestabstände nicht 
sicher eingehalten werden oder aufgrund der örtlichen 
Bedingungen nicht mehr eingehalten werden können, 
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begünstigt dies die Übertragung von SARS-CoV-2 von 
Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es, in der konkreten 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infek
tionsschutzes ausgerichtet sind, zu verhindern.

Sofern insbesondere im Zusammenhang mit den Kon-
sum von alkoholischen Getränken, die vorgenannten Min-
deststandards, die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-
EVO festgeschrieben sind, von einer großen Anzahl von 
Personen nicht mehr eingehalten werden, bedarf es weiter-
gehender Anordnungen auf lokaler Ebene, um den Gesund-
heitsschutz effektiv zu gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Eimsbüttel als zustän-
dige Infektionsschutzbehörde ist, die Lockerungen der 
Beschränkungen, die vom Senat der Freien und Hansestadt 
Hamburg erlassen wurden, mit Augenmaß zu begleiten. 
Dabei sollen besondere Gefahrenlagen erkannt und zum 
Schutz vor Infektionsgefahren für die menschliche Gesund-
heit angegangen werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
letzten Wochen zunehmend Verstöße gegen das Ansamm-
lungsverbot und die Abstandsregelungen auch im Zustän-
digkeitsbereich des Bezirksamts Eimsbüttel, konkret in 
dem Stadtteil Eimsbüttel und hier im Umfeld der Altonaer 
Straße, in den Abendstunden sowie zur Nachtzeit, festge-
stellt. Aufgrund der zurückliegenden Lockerungen der Ver-
ordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavi-
rus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg 
vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl., S. 365 – HmbSARS-CoV-2-
EVO) erfährt der vorgenannte Bereich einen stetigen 
Zustrom an Besucherinnen und Besuchern, sowohl in den 
dortigen Alkoholverkaufsstellen als auch auf den umliegen-
den öffentlichen Flächen. Dabei ist in der Regel festzustel-
len, dass viele der anwesenden Personen ohne die gebotenen 
Abstände dicht und sichtlich alkoholisiert beieinander ste-
hen. Aufforderungen der Einsatzkräfte, die Abstandsrege-
lungen einzuhalten, sind meistens nicht geeignet, eine Ver-
haltensänderung der Besucherinnen und Besucher zu errei-
chen.

Im Bezirk Altona wurden bereits am Wochenende vom 
26. Juni 2020 bis zum 28. Juni 2020 einzelnen Betrieben der 
Außer-Haus-Verkauf von Alkohol untersagt. Diese punktu-
ellen Maßnahmen konnten eine verlässliche Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EVO jedoch nicht 
sicherstellen. Die zunächst sichtbaren Erfolge waren nur 
vorübergehender Natur. Es kam in den folgenden Wochen 
zu stetig anwachsenden Besucherzahlen. So konnte für den 
Bereich der Sternschanze festgestellt werden, dass in der 
Spitze bis zu 1.400 Besucherinnen und Besucher den Orts-
teil aufgesucht hatten. Der Ortsteil Sternschanze liegt in 
unmittelbarer Nähe zum oben genannten Bereich der Alto-
naer Straße. Die Besucherinnen und Besucher des Stadtteils 
brachten nur in seltenen Fällen Alkoholika zum Verzehr 
selbst mit. Der Erwerb von alkoholischen Getränken an den 
Kiosken bzw. Gaststätten führte zu einem sehr großen 
Andrang vor den entsprechenden Objekten. Seitens der 
Polizei Hamburg konnte an den zurückliegenden Wochen-
enden nicht festgestellt werden, dass die verantwortlichen 
Gastronomen bzw. Betreiber von Einzelhandelsgeschäften 

auf eine Einhaltung der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-
EVO einen spürbaren Einfluss ausüben konnten. In den 
späten Abend- bzw. Nachstunden kam es alkoholbedingt zu 
einem enthemmten, teilweise auch zügellosem Verhalten 
der Besucherinnen und Besucher. Dabei konnte teilweise 
auch ein erhöhtes Aggressionspotential beobachtet werden. 
Anwohnerinnen und Anwohner, die auf die Notwendigkeit 
der Einhaltung der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-
EVO hinwiesen, wurden von den Besucherinnen und Besu-
chern verbal attackiert, bedroht oder sogar vereinzelt kör-
perlich angegriffen. Beim Einschreiten der Polizei war 
regelmäßig eine Solidarisierung durch größere Personen-
gruppierungen gegen die Einsatzkräfte zu beobachten.

Auch am vergangenen Wochenende (24. Juli 2020 bis 26. 
Juli 2020) hat die Polizei Hamburg wiederholt massive Ver-
stöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kontaktbe-
schränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen Hygiene-
vorgaben des § 5 der HmbSARS-CoV-2-EVO im unmittel-
bar angrenzenden Stadtteil Sternschanze festgestellt. Ein-
hergehend mit der Ferien- und Urlaubszeit verzeichneten 
sowohl das Vergnügungs- als auch das Rotlichtviertel in der 
Sternschanze und auf St. Pauli insgesamt wieder steigende 
Besucherzahlen. Am Wochenende des 24. Juli 2020 bis zum 
26. Juli 2020 waren erstmals wieder Besucherzahlen erreicht 
worden, wie sie vor den beschränkenden Maßnahmen vor 
der Eindämmung der Pandemie im März dieses Jahres 
üblich waren. Das Personenaufkommen war in den Nacht-
stunden bei Besucherinnen und Besuchern beliebten Orten 
wiederholt groß, insbesondere in den Bereichen Stern-
schanze und Große Freiheit. Hier kam es zu massiven Ver-
stößen gegen die HmbSARS-CoV-2-EVO. Wiederholt 
mussten Einsatzkräfte der Polizei Besucherströme lenken 
und in Teilen die Straßen gegen einen weiteren Zulauf 
absperren.

In dem Bereich des Schulterblatts erfolgte der Alkoho-
lerwerb zu ca. 50  % aus Lokalen und zu ca. 40  % aus Kios-
ken. Im Übrigen versorgten sich die Besucherinnen und 
Besucher selbst. Die Polizei Hamburg war gezwungen, 
mehrere Verkaufsverbote gemäß § 13 Abs. 4 HmbSARS-
CoV-2-EVO für Lokale auszusprechen. Dies hatte zur Folge, 
dass der Bedarf an alkoholischen Getränken fast vollständig 
aus Kiosken gedeckt wurde. Dabei konnte festgestellt wer-
den, dass jede einzelne Schließung von Verkaufsstellen zu 
Abwanderungsbewegungen zu anderen Verkaufsstellen 
führte. Dabei bildeten sich wiederum Warteschlagen, in 
denen das Abstandsgebot der HmbSARS-CoV-2-EVO nicht 
eingehalten wurde. Maßnahmen der Polizei Hamburg fan-
den keine bzw. nur wenig Akzeptanz und das Einschreiten 
der Einsatzkräfte wurde zwar kurzfristig, aber nicht nach-
haltig, befolgt. Es ist zu erwarten, dass die Schließung der 
Alkoholverkaufsstellen und Lokale im Bereich des Schul-
terblatts zu Abwanderungsbewegungen in Richtung Alto-
naer Straße führen wird.

Die Ereignisse der zurückliegenden Wochenenden 
haben gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-EVO fest-
geschriebenen Maßnahmen nicht genügen, um einem aus-
reichenden bzw. umfassenden Infektionsschutz Rechnung 
zu tragen. Zusammenfassend lässt sich somit feststellen, 
dass es zu Situationen gekommen ist, die es der Polizei 
Hamburg nicht mehr möglich machten, die Einhaltung des 
Abstandsgebots und der Hygienevorgaben ohne die Anwen-
dung unmittelbaren Zwangs sicherzustellen. Es bedarf 
zusätzlicher Maßnahmen, die sicherstellen, dass die Rege-
lungen der HmbSARS-CoV-2-EVO, insbesondere dem 
Abstandsgebot gemäß § 3 HmbSARS-CoV-2-EVO, nachge-
kommen wird.
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Der von der Allgemeinverfügung betroffene Ort in 
Eimsbüttel ist insbesondere bei jungen Erwachsenen 
bekannt und attraktiv. Durch die eher zufällige Zusammen-
kunft von vielen Menschen sind die Kontakte untereinan-
der vielfältig. Ein Nachhalten der Kontaktaufnahme ist 
nicht möglich, was das epidemiologische Eingrenzen einer 
möglichen Infektion unmöglich macht. Die Herkunftsorte 
der Anwesenden sind größtenteils unbekannt. Es ist nicht 
ausgeschlossen, dass die Örtlichkeit über den Bezirk Eims-
büttel hinaus äußerst attraktiv wirken. Deshalb steht zu 
befürchten, dass die Infektionslage noch unübersichtlicher 
werden kann. Das Virus kann aus den unterschiedlichsten 
Bereichen in den Bezirk Eimsbüttel hineingetragen werden 
und auch wieder in andere Teile der Freien und Hansestadt 
Hamburg und des Umlandes gebracht werden. Die beo
bachteten Personengruppen zeichnen sich durch eine ver-
gleichsweise große Mobilität aus, was zu einem wesentlich 
höheren Infektionsrisiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer 
größeren Menschenansammlung im Bezirk Eimsbüttel zu 
einem Infektionsausbruch kommen (superspreading event), 
wäre ein sehr wirksames Mittel des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes, nämlich die Unterbrechung von Infektions-
ketten, ausgeschaltet.

Aufgrund der gegenwärtigen Wetterprognose (kein 
Regen, Außentemperaturen bis zu 30° C) ist zu erwarten, 
dass auch am kommenden Wochenende mit zahlreichen 
Verstößen gegen die Abstandsregelungen der HmbSARS-
CoV-2-EVO zu rechnen ist. Das Bezirksamt Eimsbüttel hat 
sich angesichts dieser Umstände sowie aufgrund der gestie-
genen Anzahl an Neuinfektionen sowie der Rückkehr vieler 
Hamburgerinnen und Hamburgern aus den Sommerferien 
dazu entschlossen, den Außer-Haus-Verkauf von alkoholi-
schen Getränken in dem vorgenannten Gebiet zu untersa-
gen.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 
§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem Veranstaltungen oder sonstige 
Ansammlungen von Menschen beschränken oder verbie-
ten. Dem steht nicht entgegen, dass durch diese Maßnahme 
Betreibern und Inhaber von Außer-Haus-Verkaufsstellen 
ein grundrechtlich geschütztes Verhalten (Verkauf von 
alkoholischen Getränken an bestimmten Tagen zu bestimm-
ten Uhrzeiten) untersagt wird, und nicht feststeht, dass 
diese in Anspruch genommenen Personen zu den in § 28 
Absatz 1 Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, Krank-
heits- bzw. Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider) zäh-
len. Denn § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es den 
zuständigen Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen 
auch gegen Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. 
Der Begriff der „Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und 
eröffnet der Infektionsschutzbehörde ein möglichst breites 
Spektrum an geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch 
die Notwendigkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt 
wird. Die Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächti-
gen, Ansteckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet 
zwar den Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch 
nicht den Kreis möglicher Adressaten infektionsschutz-
rechtlicher Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahmen hat die zuständige Behörde die notwendigen 

Schutzmaßnahmen zu treffen. Der Behörde wird dadurch 
ein breites Spektrum an geeigneten Maßnahmen eröffnet, 
welches durch die Notwendigkeit der Maßnahme im Ein-
zelfall begrenzt wird. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, 
dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, die bei 
Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage kommen 
können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Unabhängig von 
der HmbSARS-CoV-2-EVO, die auf dem gesamten Gebiet 
der Freien und Hansestadt Hamburg Wirkung entfaltet, 
können weitere infektionsschutzrechtliche Schutzmaßnah-
men ergriffen werden, soweit diese durch die zuständige 
Behörde in bestimmten Bereichen bzw. Lagen als notwen-
dig angesehen werden.

1.

Das Ziel der Allgemeinverfügung ist, größere Ansamm-
lungen von Personen im Umfeld der Altonaer Straße im 
Stadtteil Eimsbüttel zu verhindern, bei denen aufgrund 
einer Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die Hemm-
schwelle sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-EVO weiter-
hin zu befolgenden Vorgaben einzuhalten. Durch die Allge-
meinverfügung soll ein Beitrag zum Schutz der Gesundheit 
der Bevölkerung und insbesondere eine Verhinderung der 
Überlastung des Gesundheitssystems geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Tröpfchenübertragung mittels Aero-
sole und Spucken oder ähnlichem von Mensch zu Mensch. 
Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alkoholischer 
Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- und Wahr-
nehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in Bezug auf 
räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch die 
Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindestab-
stands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen besteht 
daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil dort die 
zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen Abstände 
zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dazu dringend 
notwendig, um im Interesse der Bevölkerung und des 
Gesundheitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des 
Gesundheitssystems in der Freien und Hansestadt Ham-
burg sicherzustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen 
dienen der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des 
Gesundheitssystems über einen absehbar längeren Zeit-
raum hinaus. Für die stationären und teilstationären Ein-
richtungen muss dringend der notwendige Spielraum 
geschaffen werden, um die erforderliche Leistungsfähigkeit 
für die zu erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse 
im Intensivbereich unter Isolierbedingungen für an 
COVID-19 erkrankte Personen zu sichern.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EVO und anstehenden Sommernächten 
birgt ein hohes Potenzial, dass sich an verschiedenen Orten 
über einen längeren Menschenansammlungen bilden. 
Gerade bei gutem Wetter neigen die Bürgerinnen und Bür-
ger erfahrungsgemäß dazu, sich im Freien zu versammeln. 
Zudem sinkt in erkennbarer Weise auch die Bereitschaft, 
sich an die Einschränkungen der HmbSARS-CoV-2-EVO 
zu halten.
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Durch die Ansammlung größerer Menschenmengen, die 
alkoholische Getränke konsumieren und denen die Einhal-
tung der Abstands- und Hygieneregeln zunehmend schwe-
rer fällt, wird das Risiko einer Infektion mit dem Coronavi-
rus SARS-CoV-2 vergrößert. Gleichzeitig sinkt auch die 
Sensibilität im Hinblick auf die Einhaltung des Abstands-
gebots. Die Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei 
Hamburg im Rahmen der Kontrollen am vergangenen 
Wochenende sowie in der Vergangenheit in den betroffenen 
Gebieten, haben gezeigt, dass aufgrund der enthemmenden 
Wirkung von Alkohol das Abstandsgebot im Rahmen ent-
sprechender Zusammenkünfte nicht eingehalten wird. Die 
Einhaltung der Abstandsregelungen ist aber von enormer 
Wichtigkeit, um der Gefahr des Wiederanstiegs der Infekti-
onszahlen zu begegnen. Maßnahmen wie diese, deren 
Zweck darauf gerichtet ist, die Abstandsregelungen wirk-
sam durchzusetzen bzw. deren Einhaltung sicherzustellen, 
zumindest aber zu unterstützen, dienen somit einem ganz 
legitimen, allgemeinem Interesse.

2.
Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 

Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindestab-
standsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-EVO sicher-
zustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit zudem die Entstehung und das Andau-
ern von Menschenansammlungen in den betroffenen Gebie-
ten. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums 
für Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die ggfs. 
mit großem Aufwand und einhergehenden aggressiven Ver-
halten der Angesprochenen, punktuell und auch nur kurz-
fristig erfolgreich aufgelöst werden können.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen der Gaststättenbetriebe weiterhin 
zulässig ist, ist damit zu rechnen, dass sich erlebnisorien-
tierte Besucherinnen und Besucher auf diese verteilen und 
im Falle eines nicht ausreichenden Platzangebotes mangels 
alternativer Angebote den seitens der Polizei Hamburg als 
problematischen identifizierten Bereich wieder verlassen.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen gefährlicher Menschenansammlungen also im Vorfeld 
vor dem Entstehen von Infektionsgefahren entgegen. Es 
macht darüber hinaus die polizeiliche Auflösung gefährli-
cher Ansammlungen entbehrlich, was das Konfliktpoten-
zial und das Infektionsrisiko zusätzlich minimiert.

3.
Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-

lischen Getränken ist sowohl in räumlicher als auch in 
zeitlicher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maß-
nahme Betroffenen erforderlich, da anzunehmen ist, dass 
ohne diese Maßnahme der erforderlichen Eindämmung der 
Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge 
getan werden kann.

Darüber hinaus sind keine Mittel ersichtlich, die in ähn-
licher Weise geeignet sind, das Ziel der Maßnahme zu errei-
chen. So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsver-
bot ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Die Allgemeinverfügung stellt im 
Hinblick auf eine generelle Sperrstunde mit der Folge der 
vollständigen Schließung von Einzelhandelsgeschäften 

sowie Gaststätten das mildere Mittel dar. Während eine 
Sperrstunde die umfängliche Schließung von Gaststätten 
und Kiosken im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung 
zur Folge hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs von alkoholischen Getränken die übrigen 
Geschäftstätigkeiten weiterhin fortgeführt werden. Dem 
Einzelhandel wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätig-
keit aufrechtzuerhalten. Die vorliegend gewählte Maß-
nahme stellt insofern auch einen weniger intensiven Ein-
griff dar. Weiterhin kommt es nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten generell zu untersagen, da ein solcher Eingriff 
angesichts der derzeitigen Erkenntnisse nicht zu rechtferti-
gen wäre. Die Erfahrungen der vergangenen Wochenenden 
haben zudem gezeigt, dass ein – insofern durch § 13 Abs. 4 
HmbSARS-CoV-2-EVO gestattetes – repressives Vorgehen 
gegen einzelne Betriebe nicht geeignet ist, um die Entste-
hung größerer Menschenansammlungen nachhaltig zu 
unterbinden. Soweit bereits gegen einzelne Betriebe ein 
Außer-Haus-Verkaufsverbot ausgesprochen wurde, musste 
festgestellt werden, dass die potentiellen Kundinnen und 
Kunden dann auf andere Betriebe ausgewichen sind. Die 
infektionsschutzrechtlich bedenklichen Menschenan-
sammlungen konnten durch diese Maßnahmen nicht ver-
hindert werden. Vor dem Hintergrund der unterschiedli-
chen Eingriffsintensitäten geht das Bezirksamt Eimsbüttel 
davon aus, dass das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von 
alkoholischen Getränken die geeignetste Maßnahme dar-
stellt. Aufgrund des volatilen Infektionsgeschehens ist nun-
mehr ein präventives dem repressiven Vorgehen vorzuzie-
hen.

Aufgrund der Erkenntnisse der Polizei Hamburg ist 
davon auszugehen, dass der Außer-Haus-Verkauf von alko-
holischen Getränken in einem erheblichen Maße dazu bei-
trägt, dass Bürgerinnen und Bürger die Vorgaben aus der 
Verordnung zur Eindämmung des SARS-CoV-2-Virus nicht 
einhalten. Die Polizei Hamburg hat an den zurückliegen-
den Wochenenden zwar von der Möglichkeit des auf den 
einzelnen Betrieb bezogenen Möglichkeit des § 13 Abs. 4 
HmbSARS-CoV-2-EVO Gebrauch gemacht; dabei wurde 
allerdings festgestellt, dass diese temporäre Mittel allein 
nicht geeignet ist, um eine nachhaltige Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EVO zu erreichen. 
Außerdem konnte dieses Vorgehen nicht das Entstehen der 
Gefährdungslage verhindern. Letzteres ist wesentlich, um 
dem Infektionsschutz auf zureichende Weise nachzukom-
men.

Der räumliche Geltungsbereich dieser Allgemeinverfü-
gung beruht auf den von der Polizei Hamburg sowie dem 
Bezirksamt Eimsbüttel den an den zurückliegenden 
Wochenenden gewonnenen Erkenntnissen. Die in diesem 
Bereich belegenen Betriebe dienen nach den Erkenntnissen 
der Polizei und des Bezirksamts Eimsbüttel der Versorgung 
der Anwesenden mit alkoholischen Getränken. Das legi-
time Ziel dieser Allgemeinverfügung kann durch eine 
Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke in den betroffenen Bereichen gefördert werden, 
da dadurch die Versorgung mit alkoholischen Getränken 
nachhaltig unterbunden werden kann. Dadurch kann dazu 
beigetragen werden, dass der Aufenthalt im öffentlichen 
Raum als weniger attraktiv wahrgenommen wird und sich 
somit eine Entlastung des öffentlichen Raums einstellt.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen des räumlichen Geltungsbe-
reichs keine Menschenansammlungen in einem Übermaß 
erkennbar waren, hindert dies nicht an einer Einbeziehung 

Amtl. Anz. Nr. 70Freitag, den 7. August 20201448



in den räumlichen Geltungsbereich dieser Allgemeinverfü-
gung. Das Bezirksamt Eimsbüttel geht davon aus, dass bei 
einer nur punktuellen Untersagung des Außer-Haus-Ver-
kaufs alkoholischer Getränke Abwanderungstendenzen an 
fußläufig erreichbare Ausweichorte zu befürchten ist. Die 
Erkenntnisse aus den vorangegangenen Wochen zeigen, 
dass insbesondere jüngere Besucherinnen und Besucher 
äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt sind, unter-
schiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis mittlere 
Strecken in Kauf zu nehmen. Die Bezirksämter Altona und 
Hamburg-Mitte haben bereits angekündigt, ähnliche Allge-
meinverfügungen zu erlassen, sodass sichergestellt werden 
kann, dass sich das infektionsschutzrechtlich problemati-
sche Geschehen nicht schlicht in andere Bezirke verlagert.

Das zeitlich eingeschränkte Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs alkoholischer Getränke ist für den räumlichen Gel-
tungsbereich auch erforderlich. Durch die zeitliche Begren-
zung der Allgemeinverfügung wird sichergestellt, dass die 
Gewerbetätigkeiten der Betroffenen nicht in übermäßig 
eingeschränkt werden. Es wird sichergestellt, dass an den 
betroffenen Tagen in einem ausreichenden Maße alkoholi-
sche Getränke verkauft werden können. Den Einschätzun-
gen der Polizei Hamburg lässt sich entnehmen, dass der 
Versorgungsdruck in den späteren Abendstunden zunimmt. 
Durch das Verkaufsverbot wird sichergestellt, dass die Ver-
sorgung unterbrochen wird, wenn sie aus Sicht der Anwe-
senden erforderlich wird.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird zudem 
sichergestellt, dass die übrige Gewerbetätigkeit uneinge-
schränkt fortgeführt werden kann. Die Gastronomiebe-
triebe dürfen im Rahmen ihrer konzessionierten Tätigkei-
ten weiterhin alkoholische Getränke ausschenken. Für 
Kioske, Tankstellen und vergleichbare Gewerbebetriebe 
verbleibt es bei der Möglichkeit, das übrige Sortiment an 
Kundinnen und Kunden zu verkaufen. Dass in diesem 
Zusammenhang sogenannte Kofferraumgeschäfte und pri-
vate Straßenverkäufe nicht zulässig sind und nicht geduldet 
werden können, versteht sich von selbst.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtliche Vorgehen richtet sich 
zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die Entstehung 
von Gefährdungslagen nach den bisherigen polizeilichen 
Erkenntnissen mit Wahrscheinlichkeit absehbar ist. Das 
behördliche Vorgehen entspricht demnach dem Gebot der 
Verhältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an das aktu-
elle polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll ausge-
wählt wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Art. 12 Abs. 1 GG beeinträchtigt. Die Auswirkungen 
des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen überschau-
baren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des Einzelhan-
dels – lediglich einen Randbereich der geschäftlichen Tätig-
keit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende vom 
31.07. bis zum 02.08.2020, jeweils von 20:00 Uhr bis um 
06:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da aufgrund der guten 
Wetterlage anzunehmen ist, dass auch am kommenden 
Wochenende wieder vermehrt viele Bürgerinnen und Bür-
ger das betroffene Gebiet zum geselligen Zusammensein 
aufsuchen werden.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutzes in der Zeit des äußerst dynamischen 
Verlaufs der Corona-Pandemie zurückzustehen.

Schließlich erkennt das Bezirksamt Eimsbüttel auch an, 
dass es sich bei den von der Allgemeinverfügung Betroffe-
nen nicht um unmittelbare Störer handelt. Allerdings 
haben die zurückliegenden Wochenenden bzw. die von der 
Polizei Hamburg gewonnen Erkenntnisse gezeigt, dass eine 
direkte Ansprache der Störer nicht geeignet ist, um die 
infektionsschutzrechtlich gebotene Einhaltung der Rege-
lungen der HmbSARS-CoV-2-EVO zu erreichen. Letztlich 
konnte die Polizei Hamburg immer nur für die Auslösung 
rechtswidriger Zustände sorgen, das Entstehen der Gefah-
renlage aber selbst nicht verhindern. Vor dem Hintergrund 
des hohen Infektionsrisikos und im Sinne einer effektiven 
Gefahrenabwehr sind hier Maßnahmen zu ergreifen, die 
sich auch gegen Nichtstörer richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVwVfG 
abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im vor-
liegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks
amtes Eimsbüttel nicht ausgeschlossen werden, dass es 
durch die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie 
den Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren 
für die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine 
hohe Krankheitsübertragungsrate vom Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Abs. 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Abs. 1 HmbVwVfG gegenüber 
demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Abs. 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Dies ist 
vorliegend der Fall. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke wird für das bevorstehende Wochen-
ende vom 31. Juli 2020 bis 2. August 2020 angeordnet. Eine 
etwaige Bekanntmachung im Amtlichen Anzeiger würde zu 
einem Zeitverlust führen. Die Allgemeinverfügung könnte 
somit für das bevorstehende Wochenende keine Wirksam-
keit entfalten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 
HmbVwVfG im Bezirksamt Eimsbüttel, Grindelberg 62-66, 
20144 Hamburg, eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Eimsbüt-
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tel, Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg, Widerspruch erho-
ben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 € geahndet werden. Die 

Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Eimsbüttel die Polizei Hamburg ersucht, im 
Wege der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Eimsbüttel
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Entwidmung einer Teilfläche 
der Straße „Altenwerder Hauptdeich“
Gemäß § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) mit Änderun-
gen wird die im Bezirk Hamburg-Mitte, Stadtteil Walters-
hof, gelegene, im Lageplan rot markierte, etwa 1262 m² 
große Teilfläche der Straße „Altenwerder Hauptdeich“ 
(Teilfläche von Flurstück 2092) als für den öffentlichen Ver-
kehr entbehrlich mit sofortiger Wirkung entwidmet.

Hamburg, den 24. Juli 2020

Hamburg Port Authority
Amtl. Anz. S. 1452

Widmung einer Teilfläche 
der Straße „Altenwerder Hauptdeich“
Gemäß § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) mit Änderun-

gen wird die im Bezirk Hamburg-Mitte, Stadtteil Walters-
hof, gelegene, im Lageplan gelb markierte, etwa 3138 m² 
große Teilfläche der Straße „Altenwerder Hauptdeich“ 
(Teilfläche von Flurstück 2091) mit sofortiger Wirkung für 
den öffentlichen Verkehr gewidmet.

Hamburg, den 27. Juli 2020

Hamburg Port Authority
Amtl. Anz. S. 1452

Berichtigung der Entwidmungsverfügung 
„Dradenauer Hauptdeich“ vom 8. Juli 2010

In der Verfügung vom 8. Juli 2010, veröffentlicht im 
Amtlichen Anzeiger Nr. 56 vom 20. Juli 2010, muss es am 
Schluss richtig heißen: „mit sofortiger Wirkung entwidmet 
und der Wegename Dradenauer Hauptdeich aufgehoben.“

Hamburg, den 28. Juli 2020

Hamburg Port Authority
Amtl. Anz. S. 1452
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Öffentliche Ausschreibung

a)  Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b)  Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 20 A 0308

Metallbauarbeiten/P-R Fassade

c)  Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m Sig-
natur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d)  Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e)  Ort der Ausführung

DOK, Holstenhofweg 85, 22043 Hamburg

f)  Art und Umfang der Leistung

Alu-Tür-Elemente, 1-flügelig, 2 Stück

Alu-Tür-Elemente, 2 flügelig, 4 Stück

Alu-Fenster-Element als Fensterband (13,8 x 0,6m),  
1 Stück

Alu-Fensterbank 13,8 m

Alu-Brandschutzelement, F30, 1 Stück

Alu-Fassaden-Element, 7,75 x 5,20m, 4 Stück

Türwächter 3 Stück

Statischer Nachweis Konstruktion, 1 Stück

Statischer Nachweis Verglasung, 1 Stück

Werkplanung/technische Bearbeitung, 1 Stück

g)  Entfällt

h)  Aufteilung in Lose: nein

i)  Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 17. September 2020

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
20. November 2020

j)  Nebenangebote sind zugelassen.

k)  Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l)  Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D440470429

 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o) Ablauf der Angebotsfrist am 17. August 2020 um 8.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 15. September 2020.

p)  Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q)  Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r)  Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s)  Eröffnungstermin

17. August 2020 um 8.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t)  Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u)  Entfällt

v)  Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w)  Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach-
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigen erklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini-
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x)  Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 29. Juli 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 858

Bekanntmachung vergebener Aufträge

Ergebnisse des Vergabeverfahrens

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) 	 Name und Adressen: 

Bundesbauabteilung Hamburg,  
in Vertretung für die  
Bundesrepublik Deutschland  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg, Deutschland 
NUTS-Code: DE600 
Telefax: +49 / 40  /4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de

Internet-Adresse(n): http://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

I.4) 	 Art des öffentlichen Auftraggebers: 

Agentur/Amt auf zentral- oder bundesstaatlicher 
Ebene

I.5) 	 Haupttätigkeit(en): 

Allgemeine öffentliche Verwaltung 

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1) 	 Umfang der Beschaffung

II.1.1) 	 Bezeichnung des Auftrags: 

Bundeswehrkrankenhaus,  
Neustrukturierung Stromversorgung 

Referenznummer der Bekanntmachung:  
20 E 0205

II.1.2) 	 CPV-Code: 45351000-2 

II.1.3)	 Art des Auftrags: Bauauftrag

II.1.4)	 Kurze Beschreibung: 

Zum Leistungsumfang gehören Be- und Entlüf-
tungsanlagen der Maschinenräume, Jalousieklap-
pen mit Antrieb für OG oberhalb Maschinenräu-
me(Lüfterkühler),Be- und Entlüftung Schaltan-
lagenräume und Klimatisierung Warte ohne 
EMSR-Technik. Die EMSR-Technik wird baus-
eits ausgeführt.

1x Split-Außengerät, 2x Radialventilator Direkt-
antrieb 600 m³/h 2 x Radialventilator Direktan-
trieb 1300 m³/h, 4 x Radialventilator Direktan-
trieb 19000 m³/h, Luftltg 59 m“, Formstücke 
Luftltg 130m², 2x Stellklappen B400, 4x Stell-
klappen B650 , 1x Stellklappen B711.

II.1.6)	 Angaben zu den Lose: 

Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.1.7)	 Gesamtwert der Beschaffung (ohne MwSt.): 

Genau: Wert: 208.381,27 EUR

II.2)	 Beschreibung. 

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): –

II.2.3)	 Erfüllungsort: 

Nuts-Code: DE600

Hauptort Ausführung: 22049 Hamburg

Bundeswehrkrankenhaus,  
Lesserstraße 180, 22049 Hamburg

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung: 

Zum Leistungsumfang gehören Be- und Entlüf-
tungsanlagen der Maschinenräume, Jalousieklap-
pen mit Antrieb für OG oberhalb Maschinenräu-
me(Lüfterkühler),Be- und Entlüftung Schaltan-
lagenräume und Klimatisierung Warte ohne 
EMSR-Technik. Die EMSR-Technik wird baus-
eits ausgeführt.

22 m Rohrleitungen mit Zubehör

1x Split-Außengerät

2x Radialventilator Direktantrieb 600 m³/h

4x Radialventilator Direktantrieb 1300 m³/h

4x Radialventilator Direktantrieb 19000 m³/h

59 m² Luftltg

130 m² Formstücke Luftltg

Aufhänge-Stützkonstruktion Ltg

2x Stellklappen B400 mm mit elektr. Stellantrieb

4x Stellklappen B650 mm mit elektr. Stellantrieb

1x Stellklappen B711 mm mit elektr. Stellantrieb

1x Stellklappen B634 mm mit elektr. Stellantrieb

48x Stellklappe B1262 mm mit elektr. Stellantrieb

4x Stellklappe B1998 mm mit elektr. Stellantrieb

8x Stellklappe B1003 mm mit elektr. Stellantrieb

doppelwandige Kanalfiltergehäuse

6x Brandschutzklappen

Luftgitter

4x Kulissenschalldämpfer L/B/H 500/450/300 mm

8x Kulissenschalldämpfer L/B/H 750/600/300 mm

4x Kulissenschalldämpfer L/B/H 2500/2350/2100 
mm

4x Kulissenschalldämpfer L/B/H 2500/2000/1500 
mm

Kältedämmung Luftltg

Feldgeräte

II.2.5)	 Zuschlagskriterien: 

Kostenkriterium:

Kriterium: Preis, Gewichtung: 100 %

II.2.11)	 Angaben zu Optionen: 

Optionen: Nein

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union: 

Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: Nein

ABSCHNITT IV: VERFAHREN. 

IV.1)	 Beschreibung. 

IV.1.1)	 Verfahrensart: Offenes Verfahren

IV.1.3)	 Angaben zur Rahmenvereinbarung: 

Keine Rahmenvereinbarung
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IV.1.8)	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen 
(GPA): 

Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Nein

IV.2)	 Verwaltungsangaben

IV.2.1)	 Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren: 

Bekanntmachungsnummer  
im ABl. 2020 /S 102 - 245199

ABSCHNITT V: AUFTRAGSVERGABE. 

Auftrags-Nr.: 20 E 0205

Bezeichnung: Lüftungsanlagen EZ2

V.1)	 Information über die Nichtvergabe: 

Der Auftrag wurde vergeben.

V.2)	 Auftragsvergabe: 

V.2.1)	 Tag des Vertragsabschlusses: 

Tag: 27. Juli 2020

V.2.2)	 Angaben zu den Angeboten: 

Anzahl der eingegangenen Angebote: 2

Anzahl der elektronisch eingegangenen Ange-
bote: 2

V.2.3)	 Name und Anschrift des Wirtschaftsteilnehmers, 
zu dessen Gunsten der Zuschlag erteilt wurde: 

Offizielle Bezeichnung: 
D+W Krüger-Klimatechnik GmbH,  
Hopfenbruchweg 1, 19059 Schwerin,  
Mecklenburg, Deutschland 
Nuts-Code: DE804

Der Auftragnehmer ist ein KMU:  Nein

V.2.4)	 Angaben zum Wert des Auftrags (ohne MwSt.): 

Gesamtwert des Auftrags: 208.381,27 EUR

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN. 

VI.4)	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren: 

Bundeskartellamt Bonn 
Kaiser-Friedrich-Straße 16, 53113 Bonn, 
Deutschland 
Telefon: +49 / 02 28 / 94 99 - 0 
Telefax:  +49 / 02 28 / 94 99 - 400

VI.5)	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung: 

29. Juli 2020

Hamburg, den 29. Juli 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 859

Offenes Verfahren

Verfahren: BIS 2020212198 – Rahmenvereinbarung 
über das Leasing von Fahrrädern für die Bediensteten 

der Freien und Hansestadt Hamburg

Auftraggeber: Behörde für Inneres und Sport – Polizei –

1) 	 Name und Anschrift der zur Angebotsabgabe auffor-
dernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden Stelle 
sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teilnahme-
anträge einzureichen sind

Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
VT21 (Submissionsstelle),  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg

2)	 Verfahrensart
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4) 	 Entfällt
5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie der Ort der Leis-

tungserbringung
Rahmenvereinbarung über das Leasing von Fahrrä-
dern für die Bediensteten der Freien und Hansestadt 
Hamburg
Die Freie und Hansestadt Hamburg beabsichtigt den 
Abschluss einer Rahmenvereinbarung über das Lea-
sing von Fahrrädern für die Bediensteten der Freien 
und Hansestadt Hamburg
Ort der Leistungserbringung: 20097 Hamburg

6)	 Entfällt
7) 	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.
8) 	 Entfällt
9) 	 Die elektronische Adresse unter der die Vergabeunter-

lagen abgerufen werden können
www.bieterportal.hamburg.de

10) 	Die Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist
Teilnahme- oder Angebotsfrist: 6. Oktober 2020, 23.59 
Uhr, Bindefrist: 1. März 2021.

11) 	Entfällt
12) 	Entfällt
13) 	Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-

zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgrunden ver-
langt
Siehe Vergabeunterlagen.

14) 	Die Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht 
in den Vergabeunterlagen genannt werden
Niedrigster Preis

Hamburg, den 24. Juli 2020

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 860

Offenes Verfahren
1) 	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-

gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind
Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
E-Mail: ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.
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4)	 Entfällt

5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Großkehrmaschinen für den LSBG Hamburg

Lieferung von 2 Fahrzeugen mit Kehrmaschinenauf-
bau und weiterer Ausrüstung

Ort der Leistungserbringung: 22605 Hamburg

6) 	 Entfällt

7) Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8) 	 Entfällt

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=X1Ab2P9LsVQ %253d

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 31. August 2020, 10.00 
Uhr, Bindefrist: 30. November 2020.

11) 	Entfällt

12) 	Entfällt

13) 	Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt

Befähigung zur Berufsausübung

– 	 Erklärung zum Eintrag in ein Handelsregister/ 
Gewerberegister

– 	 Eigenerklärung zur Eignung

– 	 Eigenerklärung zur Tariftreue und zur Zahlung 
eines Mindestlohnes

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

– 	 Erklärung zur finanziellen Leistungsfähigkeit

– 	 Referenzen

Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

– 	 Erklärung zum Einsatz von Nachunternehmen

– 	 Falls zutreffend: Verzeichnis Nachunternehmerleis-
tungen

Darüber hinaus einzureichende Erklärungen/Unterla-
gen/Nachweise

– 	 Technisches Leistungsverzeichnis

– 	 Technische Datenblätter, Zeichnungen, die die 
geforderten/angegebenen Kriterien bestätigen

– 	 Firmenangaben und Lieferzeit

14) 	Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Wirtschaftlichstes Angebot:  
UfAB 2018: Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 27. Juli 2020

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei –

861

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 157-20 IE
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Bekkamp,  
Bekkamp 52 in 22045 Hamburg 
Bauauftrag: GU-Leistung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 1.913.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Januar 2021 bis August 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
19. August 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 28. Juli 2020

Die Finanzbehörde 862

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb
1)	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-

gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind
Finanzbehörde Hamburg 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
Telefon: +49/40/4 28 23 - 13 86 
Telefax:  +49/40/4 27 31 - 06 86 
E-Mail: ausschreibungen@fb.hamburg.de

2)	 Verfahrensart
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 
(EU) [VgV]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind
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Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4) Entfällt

5) Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Gebietsentwicklung RISE Hamburg Groß Borstel

Gebietsentwicklung im Stadtteil Hamburg-Groß Bors-
tel für den Zeitraum Ende 2020 bis Ende 2027

Ort der Leistungserbringung:  
22453 Hamburg-Groß Borstel

6) Entfällt

7) Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. Dezember 2020 bis 31. Dezember 2027

9) Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=G93DEuuG7Qg %253d

10) Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 24. August 2020, 10.00 
Uhr

11) Entfällt

12) Entfällt

13) Entfällt

14) Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Freie Verhältniswahl Preis/Leistung

Hamburg, den 30. Juli 2020

Die Finanzbehörde 863

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 159-20 VP

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung und Zubau Klassengebäude, 
Steinadlerweg 26 in 22119 Hamburg

Bauauftrag: Metallbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 91.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Ende September 2020 bis September 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
14. August 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 31. Juli 2020

Die Finanzbehörde 864
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Terminsbestimmung
71m K 42/17. Zum Zwecke der Auf-

hebung der Gemeinschaft soll am 
Dienstag, 3. November 2020, 9.30 Uhr, 
Goethesaal, Vereinigte 5 Hamburger 
Logen, Welckerstraße 8, 20354 Ham-
burg, öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Schnelsen. Lfd. Nr. 
1, Gemarkung Schnelsen, Flurstück 
4281, Wirtschaftsart und Lage Hof- und 
Gebäudefläche, Anschrift Landdrosten-
weg 11f, 322 m², Blatt 6773 BV 1, Lfd. 
Nr. 2, Gemarkung Schnelsen, Flurstück 
3977, Wirtschaftsart und Lage Hofraum 
(Stellplatz), 1.183 m², Blatt 6773 BV 2/
zu 1, Gemarkung Schnelsen, Flurstück 
4278, Anschrift Heidlohstraße, Blatt 
6773 BV 2/zu 1, Gemarkung Schnelsen, 
Flurstück 4280, Wirtschaftsart und 
Lage Weg, Anschrift Landdrostenweg, 
Blatt 6773 BV 2/zu 1,

Lfd. Nr. 1

Objektbeschreibung/Lage laut An-
gabe des Sachverständigen: Einfami-
lien-Reihenendhaus mit Kfz-Stellplatz; 
Baujahr 1970. Zweigeschossig, unter-
kellert, ausgebautes Dachgeschoss und 
Spitzboden. Wohnfläche ca. 146 m². 
Kellergeschoss: 4 Räume und Hei-
zungsraum; Erdgeschoss: 2 Zimmer, 
Flur, Küche, Gäste-WC; Obergeschoss: 
3 Zimmer, Flur, Bad ohne WC; Dachge-
schoss: 1 Zimmer, Bad, Vorraum, 
Abstellfläche; Spitzboden: Abstellflä-
che. Es besteht Sanierungsbedarf. Ter-
rasse. Umlauf-Wasserheizer mit Warm-
wasserbereitung. Grundstücksfläche 
322 m².

Die Immobilie wird von einem 
Miteigentümer genutzt.

Verkehrswert: 488.000,– Euro.

Lfd. Nr. 2

Objektbeschreibung/Lage laut An-
gabe des Sachverständigen: 1/12 Mit-
eigentumsanteil an einem als Kfz-Stell-
platz genutzten Grundstück.

Verkehrswert: 21.100,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
15. Dezember 2017 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Aufforderung:
Rechte, die zur Zeit der Eintragung 

des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Antragsteller widerspricht, glaub-
haft zu machen, widrigenfalls sie bei 
der Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-

lung des Versteigerungserlöses den 
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Grundstücks oder des nach 
§  55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Der verwendete Sitzungssaal ist für 
maximal fünfzig Personen zugelassen. 
Sollten am Tag der Versteigerung wei-
tere Beschränkungslockerungen gelten, 
so werden diese sofern möglich, berück-
sichtigt. Der Einlass beginnt um 9.15 Uhr.

Sitzungspolizeiliche Verfügung:

Für die Dauer des Zwangsversteige-
rungstermins wird folgendes angeordnet:

1. Alle Teilnehmer müssen bei 
Betreten des Sitzungssaals und wäh-
rend des gesamten Aufenthalts im Sit-
zungssaal einen Mund-NasenSchutz 
(MNS) oder eine andere textile Barriere 
im Sinne eines MNS (sogenannte com-
munity mask oder Mund-Nasen-Be-
deckung) tragen. Personen, die keine 
geeigneten Mund-Nasen-Bedeckungen 
tragen, wird der Zutritt versagt. In 
Zweifelsfällen entscheidet der sitzungs-
leitende Rechtspfleger. Zur Informa-
tion wird darauf hingewiesen, dass 
grundsätzlich auch der sitzungsleitende 
Rechtspfleger eine Mund-Nasen-Bede-
ckung tragen wird. Zum besseren akus-
tischen Verständnis für sämtliche 
Anwesende wird er diese Maske am 
Richtertisch abnehmen.

2. Die Bestuhlung des Sitzungssaals 
wurde dergestalt geändert, dass zwi-
schen den Sitzplätzen ein Mindestab-
stand von 1,5 Metern eingehalten wird. 
Es werden nur so viele Personen in den 
Sit- zungssaal eingelassen, wie Sitz-
plätze zur Verfügung stehen. Sofern die 
zur Verfügung stehenden Sitzplätze 
nicht ausreichen, um alle Personen auf-
zunehmen, die an dem Zwangsverstei-
gerungstermin teilnehmen möchten, 
erfolgt der Einlass in folgender Reihen-
folge: 1) Verfahrensbeteiligte, ausgewie-
sen durch gültiges amtliches Ausweis-
dokument. Für den Fall, dass Verfah-
rensbeteiligte Einlass begehren, die 
sich nicht ausweisen können, entschei-
det der sitzungsleitende Rechtspfleger 
über den Einlass. 2) Bietinteressenten, 
ausgewiesen durch gültiges amtliches 
Ausweisdokument und einem Nach-
weis der Sicherheitsleistung (Vorlage 
eines Bankschecks, einer Bankbürg-
schaft). Bei rechtzeitiger Zahlung der 
Sicherheitsleistung an die Justizkasse 

Hamburg unter dem Namen des Bietin-
teressenten liegt dem Gericht ein Ein-
gangsnachweis der JK vor. 3) Bietinter-
essenten, ausgewiesen durch gültiges 
amtliches Ausweisdokument und ohne 
Nachweis der Sicherheitsleistung. 4) 
restliche Zuhörer. Während des Ter-
mins freiwerdende Plätze werden weite-
ren Personen nach vorstehender Rei-
henfolge zur Verfügung gestellt, die 
noch Einlass begehren.

3. Im Sitzungssaal ist grundsätzlich 
auf einen Mindestabstand zu anderen 
Personen von 1,5 m zu achten. Ausge-
nommen von dieser Regelung sind 
lediglich Angehörige des gleichen 
Hausstands.

4. Der Sitzplatz darf nur zum 
 Zwecke der Gebotsabgabe oder zum 
Verlassen des Sitzungssaals verlassen 
werden. Zur Gebotsabgabe dürfen Bie-
ter nur einzeln zum Richtertisch vortre-
ten. Auch Bietergemeinschaften haben 
nacheinander einzeln zur Aufnahme 
der Personalien vorzutreten.

6. Wenn nicht alle Interessenten im 
Sitzungssaal Platz finden, bleiben wäh-
rend des Versteigerungstermins die 
Türen zum Sitzungssaal – soweit mög-
lich – geöffnet, um auch vor der Türe 
stehenden Personen die Teilnahme am 
Termin zu ermöglichen. Auch vor der 
Tür stehende Personen sind verpflich-
tet, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu 
tragen und auf einen Mindestabstand 
von 1,5 m zu anderen Personen zu ach-
ten. Zum Zwecke des Bietens dürfen 
auch vor der Türe stehende Personen 
den Sitzungssaal betreten.

Hamburg, den 7. August 2020

Das Amtsgericht, Abt. 71
865

Terminsbestimmung
802 K 21/19. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Montag, 26. 
Oktober 2020, 11.00 Uhr, Alster City, 
Konferenzcenter Saal 1, Weidestraße 
122b, 22083 Hamburg, öffentlich ver-
steigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Bramfeld. Gemar-
kung Bramfeld, Flurstück 4915, Wirt-
schaftsart und Lage Hof- und Gebäude-
fläche, Anschrift Höhnkoppelort 12, 
531 m², Blatt 4751 BV1.

Objektbeschreibung laut Angabe des 
Sachverständigen: Das Grundstück ist 
bebaut mit einer nicht unterkellerten 
Doppelhaushälfte, bestehend aus Erd-
geschoss, Obergeschoss und ausgebau-
tem Dachgeschoss sowie einer Garage. 
Die Grundstücksgröße beträgt 531 m², 
die Wohnfläche fast 120 m² zzgl. 24 m² 

Gerichtliche Mitteilungen
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im Dachgeschoss, nutzbar als Abstell-
fläche. Das Baujahr ist ca. 1958, Umbau, 
Erweiterung und Modernisierung ca. 
2006, gute Grundsubstanz, umfang-
reicher Sanierungsbedarf. Das Objekt 
wird wahrscheinlich vom Schuldner 
genutzt. 

Weitere Informationen und kosten-
loser Gutachtendownload: www.zvg.com. 
Außerdem kann das eingeholte Gutach-
ten auf der Geschäftsstelle, Raum 2.044, 
montags, dientags, donnerstags und 
freitags von 9.00 bis 12.00 Uhr, Telefon 
040 / 4 28 63 - 67 95 oder - 67 98, Telefax 
040 / 4 27 98 - 34 11, eingesehen werden.

Verkehrswert: 340.000,– Euro

Der Versteigerungsvermerk ist am 
15. Mai 2019 in das Grundbuch einge-
tragen worden.

Hinweis: Der Versteigerungsort 
befindet sich nicht im Gerichtsgebäude. 
Es besteht eine Maskenpflicht. Eine 
geeignete Mund-Nasen-Bedeckung ist 
mitzubringen. Einlass in den Saal 
erfolgt ab 30 Minuten vor Sitzungsbe-
ginn. Vorrangige Sitzplatzzuweisung 
erfolgt an Verfahrensbeteiligte und 
Interessenten, die eine Bietsicherheit 
nach § 69 ZVG vorweisen können.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 

Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Gläubigers den übrigen Rech-
ten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 7. August 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 866
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Offenes Verfahren

1)  Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung, 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, Deutschland 
beschaffungsstellelgv@gv.hamburg.de

2)  Verfahrensart

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)  Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)  Entfällt

5)  Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Photogrammetrische Auswertung von Dachlandschaf-
ten und Texturierung von 3D-Gebäudeobjekten

Aufgabe ist der Aufbau eines neuen 3D-Gebäudedaten-
bestandes für die gesamte Fläche der Freien und Han-
sestadt Hamburg, ca. 755 km² mit ca. 390.000 Gebäude-
modellen, in der Detaillierung LoD3. Dafür ist auf die 
Ergebnisse der Befliegung aus dem Jahr 2020 (Nadir- 
und Schrägbildbefliegung) zurückzugreifen. Eine Inte-
gration der vorhandenen Gebäudemodelle ist möglich, 
wird jedoch nicht zwingend vorgegeben. Wichtig ist 
der Aufbau eines homogenen Datenbestandes. Ferner 
ist eine Dach- und Fassaden-Texturierung auf Basis der 
Schrägbild- bzw. Nadirbefliegung aus dem Jahr 2020 
durchzuführen. Nähere Angaben zur technischen 
Umsetzung regeln die beigefügten Anlagen.

Ort der Leistungserbringung: 21109 Hamburg

6)  Entfällt

7)  Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8)  Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Erste Datenlieferung ca. 2 Monate nach Beauftragung 
und Bereitstellung der Grunddaten. Gesamtbearbei-
tungsdauer ca. 12 Monate.

9)  Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=bgZ%252ftH%252f%252bwDg%253d  
10)  Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 11. September 2020 
12.00 Uhr, Bindefrist: 11. Dezember 2020.

11)  Entfällt
12)  Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe 

der Unterlagen, in denen sie enthalten sind
 siehe Vergabeunterlagen
13)  Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-

zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt 

 siehe Vergabeunterlagen
14) Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 

den Vergabeunterlagen genannt werden.
Wirtschaftlichstes Angebot: Einfaches Preis/Leistungs 
Verhältnis 

Hamburg, den 21. Juli 2020

Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung 867

Gläubigeraufruf
Der Verein Kinderinitiative Eidelstedt e.V. mit Sitz in 

Hamburg (Amts gericht Hamburg, VR 11794), ist aufgelöst 
worden. Zu Liquidatoren wurden Frau Silke Barroso, Kapi-
telbuschweg 11, 22527 Hamburg und Frau Melanie Ober-
lein, Schlüsselblumenweg 39c, 22523 Hamburg, bestellt. 
Die Gläubiger werden gebeten, ihre Ansprüche unter der 
oben angegebenen Adresse bei dem Verein anzumelden.

Hamburg, den 5. Juli 2020

Die Liquidatoren 868

Gläubigeraufruf
Der Verein „Orientierung“ – Gefangenenhilfe e.V. 

(Amts gericht Hamburg, VR 10629), c/o Dorn, Ahlers & 
Lehmann Partnerschaft mbB, Rechtsanwälte, Steuerbera-
ter, Herrn Stefan Dorn, Jessenstraße 4, 22767 Hamburg, ist 
durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 10. De-
zember 2019 aufgelöst worden. Zu Liquidatoren wurden 
Herr Josef Stallkamp und Herr Stefan Dorn, bestellt. Die 
Gläubiger werden gebeten, ihre Ansprüche unter der oben 
angegebenen Adresse bei dem Verein anzumelden.

Hamburg, den 13. Juli 2020

Die Liquidatoren 869
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